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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschließt die Soziotherapie-Richtlinie (ST-RL) 
nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 SGB V zur Sicherung einer ausreichenden, zweckmäßigen 
und wirtschaftlichen Versorgung der Versicherten mit Soziotherapie. Sie regelt Vorausset-
zungen, Art und Umfang der Versorgung mit Soziotherapie in der vertragsärztlichen Versor-
gung gemäß § 37a SGB V sowie Inhalt und Umfang der Zusammenarbeit der verordnenden 
Ärztin oder des verordnenden Arztes mit dem Erbringer der soziotherapeutischen Leistung 
(soziotherapeutischer Leistungserbringer). 

Die Richtlinie war vor dem Hintergrund der Entwicklungen in der Versorgungspraxis inhaltlich 
anzupassen. Die Formulierungen der bisherigen Soziotherapie-Richtlinien beruhten auf dem 
Richtlinien-Beschluss des damaligen Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen aus 
dem Jahr 2001 (Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen über die 
Durchführung von Soziotherapie in der vertragsärztlichen Versorgung „Soziotherapie-
Richtlinien“ vom 23. August 2001, veröffentlicht im Bundesanzeiger Nr. 217 vom 
21. November 2001).  

Der G-BA hat sich seit 2006 eingehend mit der Versorgungssituation im Hinblick auf die So-
ziotherapie beschäftigt. Insbesondere hat er im Jahr 2007 eine Befragung zur Feststellung 
der Gründe für die Schwierigkeiten, Soziotherapie in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
anzubieten, durchgeführt. Den vollständigen Evaluationsbericht mit Schlussfolgerungen in 
Bezug auf die Kernthesen der Evaluation und entsprechenden Handlungsempfehlungen für 
die Selbstverwaltungspartner sind im Internet unter http://www.g-ba.de/informationen/ 
richtlinien/24/ [12.12.2014] abrufbar.  

Der G-BA hatte in seiner Sitzung am 17. Januar 2008 ausgehend von den Ergebnissen der 
Evaluation und auf Anregung der Patientenvertretung die Beratung von Aspekten der Sozio-
therapie gemeinsam mit denen der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege beschlossen. 

Darüber hinaus haben sich Vertreterinnen und Vertreter des GKV-Spitzenverbandes, der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung und des G-BA im August 2008 mit dem Bundesminis-
terium für Gesundheit zum weiteren Vorgehen im Hinblick auf die praktische Umsetzung von 
Soziotherapie abgestimmt. Dabei wurde einhellig festgestellt, dass die Soziotherapie-
Richtlinien des G-BA keine Ursache für die unzureichende Etablierung der Leistung in der 
Versorgungspraxis bildeten. Mit Blick auf den G-BA wurde in Übereinstimmung mit den Er-
gebnissen der o.g. Evaluation einzig die mögliche Erweiterung der Indikationen für die Ver-
ordnung von Soziotherapie für diskussionswürdig gehalten. Im Ergebnis des Gesprächs ka-
men die Teilnehmerinnen und Teilnehmer überein, dass die Problematik zunächst auf der 
Gesundheitsministerkonferenz der Länder in Bezug auf bestehende Handlungsmöglichkeiten 
von dieser Seite thematisiert werden soll. Bis zu einer Rückmeldung der Obersten Landes-
behörden, so einigte sich der zuständige Unterausschuss Veranlasste Leistungen des G-BA, 
sollten die Beratungen im G-BA zunächst ruhen. 

In ihrem Bericht vom 15. März 2010 bestätigten die Obersten Landesbehörden schließlich 
die bisherigen Erkenntnisse. Auf dieser Grundlage hat der Unterausschuss Veranlasste Leis-
tungen in seiner Sitzung am 12. April 2010 bzw. 6. Oktober 2010 beschlossen, die eigenen 
Beratungen fortzusetzen, sobald die erforderlichen aktuellen Daten für eine Bestandsauf-
nahme zur Umsetzung der Soziotherapie bzw. zu erwartende aktuelle Studienergebnisse 
vorliegen. 

Mit Schreiben vom 17. November 2011 hat die Patientenvertretung nach § 140f SGB V einen 
Antrag auf inhaltliche sowie klarstellende Änderungen der ST-RL sowie Genderung und An-
passung an die Paragrafenform gestellt. 

Die inhaltlichen Richtlinienänderungen beruhen insbesondere auf der am 23. April 2013 
durchgeführten Expertenanhörung (siehe im Einzelnen unter 2.). 

Durch Verwendung geschlechtlicher Paarformen setzt die Neufassung der Richtlinie den 
Grundsatz der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern entsprechend dem 

http://www.g-ba.de/informationen/richtlinien/24/
http://www.g-ba.de/informationen/richtlinien/24/
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Beschluss des G-BA vom 9. Dezember 2006 um. Ferner wird dem Beschluss des G-BA 
nach § 91 Absatz 2 SGB V vom 21. Juni 2005 Rechnung getragen, indem die Bezeichnung 
der Richtlinie im Singular erfolgt, der G-BA als Normgeber angegeben und eine Inhaltsüber-
sicht der Richtlinie vorangestellt wird sowie eine Untergliederung der Richtlinie nach einem 
einheitlichen Muster unter Benennung von Paragraphen, Absätzen und Sätzen erfolgt.  

 

2. Eckpunkte der Entscheidung  

2.1 Redaktionelle Änderungen 

Wesentliche redaktionelle Änderungen betreffen die sprachliche Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern. Nach dem Beschluss des G-BA vom 9. Dezember 2006 soll bei der 
Abfassung von Richtlinien dem Grundsatz der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern möglichst durch Verwendung geschlechtlicher Paarformen Rechnung getragen 
werden. Der G-BA hat die Möglichkeiten einer lesbaren und verständlichen Formulierung der 
Richtlinie geprüft und geschlechtliche Paarformen eingefügt. 

Weitere Änderungen betreffen die äußere Umgestaltung der Richtlinie hinsichtlich einer 
Gliederung nach Abschnitten, Paragraphen, Absätzen und Sätzen. Die ehemaligen Ab-
schnittsüberschriften (I. bis VII.) wurden bis auf wenige Ausnahmen nahezu wortgleich in die 
neuen Paragraphenüberschriften übernommen. Dabei sind zur leichteren thematischen Ori-
entierung neue Unterteilungen in Form der §§ 3 und 6 bis 8 hinzugekommen. Bisherige 
Nummern wurden als neue Absätze den Paragraphen entsprechend der bisherigen Anord-
nung und Reihenfolge zugeordnet.  

Bisher vorhandene Verweise auf Nummern von Formularmustern wurden im Richtlinientext 
gestrichen (siehe zu § 9 Absatz 1 Satz 2 der Richtlinie), da diese Muster jeweils Ergebnis 
von Verhandlungen der Vertragspartner und daher vorausgesetzt werden kann, dass diese 
den Vertragsärztinnen und Vertragsärzten bekannt sind. 

2.2 Änderung in § 1 – Grundlagen und Ziele (bisher Präambel und Nrn. 1 bis 7)  

Zur Präzisierung der Antrags- und Genehmigungspraxis bedurfte es einer Klarstellung durch 
Ergänzung eines zweiten Satzes in § 1 Absatz 3 (bisher Nr. 2). 

2.3 Änderung in § 2 – Indikation, Therapiefähigkeit (bisher Nrn. 8 bis 12)  

Gemäß § 37a SGB V soll die Soziotherapie Versicherte erreichen, die wegen schwerer psy-
chischer Erkrankung nicht in der Lage sind, ärztliche oder ärztlich verordnete Leistungen 
selbstständig in Anspruch zu nehmen. Für den Leistungsanspruch ist daher primär darauf 
abzustellen, ob es wegen der schweren psychischen Erkrankung zu einer Beeinträchtigung 
der Aktivitäten gekommen ist. Diese auszugleichen ist Ziel der Soziotherapie.  

Vor diesem Hintergrund wurde die Reihenfolge der die Indikation ausfüllenden Kriterien um-
gestellt: Nach Absatz 1 (bisher Nr. 8) werden in Absatz 2 (bisher Nr. 10) die Beeinträchtigung 
der Aktivitäten (Fähigkeitsstörungen), in Absatz 3 (bisher Nr. 11) das Ausmaß der Beein-
trächtigung der Aktivität und in Absatz 4 (bisher Nr. 9) die Diagnosen beschrieben. 
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Zu Absatz 2 – Beeinträchtigung der Aktivitäten (bisher Nr. 10) 
Der Begriff der Fähigkeitsstörungen wird unter Berücksichtigung der Internationalen Klassifi-
kation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (International Classification of 
Functioning, Disability and Health, kurz: ICF, siehe jeweils aktuelle Fassung im Internet unter 
www.dimdi.de [12.12.2014]) der Weltgesundheitsorganisation (WHO) vom Begriff der Beein-
trächtigung der Aktivitäten abgelöst. 

Zu Absatz 3 – Ausmaß der Beeinträchtigung (bisher Nr. 11) 
Die Formulierung zum Ausmaß der Beeinträchtigung der Aktivität wurde dem oben beschrie-
benen Verständnis zur Indikation angepasst.  

Die Global Assessment of Functioning (GAF)-Skala ist eine international wissenschaftlich 
anerkannte Klassifikation zur Beschreibung der psychischen, sozialen und beruflichen Funk-
tionen von psychisch erkrankten Menschen (vgl. Pedersen G, Karterud S.; The symptom and 
function dimensions of the Global Assessment of Functioning (GAF) scale; Comprehensive 
Psychiatry 2012). Darüber hinaus ist die GAF-Skala integraler Bestandteil innerhalb der Ach-
se V des Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders (Diagnostisches und Statisti-
sches Handbuch Psychischer Störungen) DSM-IV. Als valides Instrument sollte die GAF-
Skala daher zur Abschätzung des Ausmaßes der Beeinträchtigung der Aktivität herangezo-
genen werden. Funktionsbeeinträchtigungen aufgrund von körperlichen (oder umgebungs-
bedingten) Einschränkungen werden nicht in die GAF-Skala einbezogen (vgl. Saß, H., Witt-
chen h.U., et al., Diagnostische Kriterien – DSM-IV-TR; Göttingen 2003, S. 48). Als alleiniges 
Instrument zur Bestimmung der Beeinträchtigung der Aktivität ist die GAF-Skala daher nicht 
geeignet. In Verbindung mit der Gesamteinschätzung durch den Facharzt sollte sie aber wei-
terhin ergänzend und zur Orientierung herangezogen werden (vgl. Expertenanhörung in der 
AG Soziotherapie-pHKP – 3. Amtsperiode (Juli 2012 - Juni 2018) – am 23. April 2013). Die 
von der AG Soziotherapie-pHKP angehörten Experten kamen des Weiteren übereinstim-
mend zur Empfehlung, dass bei Werten 50 bis 41 auf der GAF-Skala auch die Fähigkeit, 
ärztliche oder ärztlich verordnete Behandlung in Anspruch zu nehmen, nachhaltig beein-
trächtigt sein könne. Daher ist als Orientierungswert für die Indikation der Soziotherapie ge-
mäß § 2 Absatz 3 Soziotherapie-Richtlinie ein Orientierungswert von 40 (höchstens ≤ 50) auf 
der GAF-Skala in die Soziotherapie-Richtlinie zu implementieren, da er nach der der AG vor-
liegenden Evidenzlage am besten geeignet ist, die Patienten, die einer Soziotherapie im Sin-
ne der Richtlinie bedürfen, zu identifizieren. Darüber hinaus kommt es infolge der Wirkung 
von Soziotherapie auch zu Werten, die deutlich über dem bisher zulässigen Wert von 40 
liegen, die sich aber bei Abbruch der Behandlung wieder verschlechtern könnten. 

Zu Absatz 4 und Absatz 5 – Diagnosen (bisher Nr. 9) und Öffnungsklausel (neu) 
Der Gesetzgeber hat in der Begründung zu § 37a SGB V dargelegt, dass schwer psychisch 
Kranke, soweit sie therapiefähig sind, berechtigt sind, Soziotherapie in Anspruch zu nehmen. 
Die Anspruchsberechtigung ist nicht alleine aufgrund einer bestimmten Diagnose gegeben, 
sondern bezieht insbesondere die Fähigkeitsstörung mit ein, so dass auf der Basis des Ge-
samtbildes beim Erkrankten eine Indikationsstellung für die Soziotherapie erfolgt. Insofern 
hat der Gesetzgeber wie folgt begründet: „Es handelt sich um keinen abschließenden Kata-
log, sondern um eine Aufzählung der Indikationen, bei denen Soziotherapie regelmäßig an-
gewandt werden sollte.“ (Deutscher Bundestag, Drucksache 14/1245, Begründung zu GKV-
Gesundheitsreform 2000, S. 66). 

Für die Fachärztinnen und Fachärzte in der vertragsärztlichen Versorgung gehört neben der 
F-Diagnose das Ausmaß der Beeinträchtigung der Aktivität zu den wesentlichen Indikatoren 
für die Verordnung von Soziotherapie. Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, dass die 
zuständigen Fachärztinnen und Fachärzte neben den unter § 2 Abs. 4 genannten Diagnosen 
die Möglichkeit haben, im Rahmen einer Einzelfallregelung unter den unter § 2 Abs. 5 be-
schriebenen Bedingungen schwer psychisch Erkrankte mittels einer Soziotherapie in die 
Lage zu versetzen, ärztliche und ärztlich verordnete Leistungen in Anspruch zu nehmen. 

http://www.dimdi.de/
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Zu Absatz 6 (bisher Nr. 12) 

Die drei Begrifflichkeiten (Belastbarkeit, Motivierbarkeit und Kommunikationsfähigkeit) wur-
den relativiert. 

2.4 Änderung in § 3 – Leistungsinhalt (bisher Abschnitt III und Nrn. 13 bis 14.4) 

In Absatz 2 (bisher Nr. 13 ff.) wurde unter d) (bisher Nr. 13.4) im zweiten Halbsatz eine Be-
richtspflicht des Leistungserbringers der Soziotherapie gegenüber der verordnenden Ärztin 
oder dem verordnendem Arzt ergänzt. Hierdurch soll die Zusammenarbeit der Ärztinnen und 
Ärzte mit Therapeutinnen und Therapeuten im Interesse der kontinuierlichen Patientenver-
sorgung auch bereits in diesem Zusammenhang hervorgehoben werden. 

2.5 Änderung in § 4 – Ärztliche Verordnung (bisher Nrn. 15 bis 16.3) 

Zur Förderung der Übersichtlichkeit umfasst der neue § 4 die Regelungen zur Ärztlichen 
Verordnung, während die Regelungen zum Leistungsumfang in einen neuen § 5 gefasst 
werden. 
Zu Absatz 2 (bisher unter Nr. 15) 
Die in Absatz 2 genannten Facharztbezeichnungen wurden unter Berücksichtigung der 
Fachärztinnen und Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie und 
der Fachärztinnen und Fachärzte für psychosomatische Medizin und Psychotherapie aktuali-
siert und orientieren sich an der aktuellen (Muster-)Weiterbildungsordnung. 

Zu Absatz 3 (neu)  
Im neuen Absatz 3 sind die Verordnungsmöglichkeiten auf psychiatrische Institutsambulan-
zen bzw. deren Fachärztinnen und Fachärzte erweitert worden. 

Zu Absatz 6 und 7 (bisher Nrn. 16.2 und 16.3) 
In Absatz 6 Satz 2 werden anstelle der bisher vorgesehenen drei nun maximal fünf Thera-
pieeinheiten zur Motivierung vorgesehen. Entsprechend dieser Änderung wurde auch der 
Wert in Absatz 7 Satz 1 angepasst. [Position GKV-SV/DKG bzw. PatV/KBV: Gleiches gilt für 
den § 9 Absatz 1 (ehemals Nr. 25) genannten Wert.] 

Zu Absatz 8 (neu) 
Die neu aufgenommene Formulierung entspricht der in § 4 Absatz 7 der Häuslichen Kran-
kenpflege-Richtlinie enthaltenen Regelung. Sie dient der Abgrenzung beider Leistungsberei-
che. 

2.6 Änderung in § 5 – Leistungsumfang (bisher Nrn. 7 bis 22) 

Satz 2 in Absatz 1 (bisher Nr. 17) wurde zur Klarstellung des Leistungsumfangs umformu-
liert. Zudem wurde ein Satz 4 eingefügt. Die Klarstellung war geboten. Offenbar ist die bishe-
rige Regelung missverständlich (vgl. Urteil des BSG 20.04.2010 SozR 4-2500 § 37a Nr. 1). 
Der letzte Satz der Neufassung ist wörtlich übernommen aus dem vorgenannten Urteil, zit. 
nach juris, dort Rz. 17. 

2.7 Änderung in § 6 – Vorbereitung, Planung und Erfolgskontrolle (bisher Nrn. 18 bis 
20) 

Zur Förderung der Übersichtlichkeit wurde eine neue Überschrift in Form des § 6 eingefügt. 
In Absatz 2 (bisher Nr. 19.1) wurde unter dem 4. Spiegelstrich klargestellt, dass eine Darstel-
lung der Therapieziele im Therapieplan plausibel zu erfolgen hat und nicht bereits ein Nach-
weis aufgrund einer Prognose zu führen ist. Die Klarstellung war daher erforderlich.  
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2.8 Änderung in § 9 (ehemals Nr. 25) 

Zu Absatz 1 (bisher Nr. 25) 
Die Änderung der bisher vorgesehenen drei auf nun maximal fünf Therapieeinheiten in § 4 
Absatz 6 Satz 2 war auch in § 9 Absatz 1 zu übernehmen. Eine Genehmigung der Kranken-
kasse ist nur dann erforderlich, wenn insgesamt mehr als 5 Stunden Soziotherapie verordnet 
werden. 
 

3. Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellungnahmeverfahren 
ist in Abschnitt 6 dokumentiert. 

Nach Auffassung des G-BA ergeben sich aus den Stellungnahmen folgende begründete 
Änderungsvorschläge in Bezug auf die geplante Neufassung der Soziotherapie-Richtlinie: 

In § 2 Abs. 3 Satz 2 wurde im Klammerzusatz das Zeichen „<“ ersetzt durch das Zeichen „≤“. 

GKV-SV, KBV und DKG fassten ihre bisher unterschiedlichen Positionen im 3. Spiegelstrich 
in § 2 Abs. 5 wie folgt zusammen: 

„- eingeschränkte Fähigkeit zur selbständigen Inanspruchnahme ärztlicher und ärzt-
lich verordneter Leistungen sowie zur Koordination derselben Selbstversorgung“ 

Zudem wurde § 4 Abs. 5, Satz 1 wie folgt korrigiert: „(…) per Verordnung hinzugezogen wer-
den.“ 

Ferner wurde aufgrund der Stellungnahmen die Anzahl der maximalen Therapieeinheiten 
(siehe § 4 Abs. 6 und Abs. 7) von drei auf fünf erhöht.  

In § 4 Abs. 2 wurde die Formulierung zur Beschreibung der verordnungsberechtigten Fach-
ärztinnen oder Fachärzte korrigiert und im zweiten Satz der Verweis auf das alte Recht in 
den jeweiligen Bundesländern ergänzt. 

Zudem wurde folgender neuer Absatz 8 in § 4 aufgenommen und zugleich auf die bisherige 
Formulierung in § 1 Abs. 3 Satz 5 verzichtet: 

„(8) Für denselben Zeitraum ist die Verordnung von Maßnahmen der Soziotherapie ne-
ben inhaltlich gleichen Leistungen der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege ausge-
schlossen. Die Verordnung von Maßnahmen der Soziotherapie neben den Leistungen 
der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege neben Leistungen der Soziotherapie ist 
für denselben Zeitraum möglich, wenn sich diese Leistungen aufgrund ihrer spezifischen 
Zielsetzung ergänzen (vgl. hierzu Häusliche Krankenpflege-Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses). Sowohl im soziotherapeutischen Betreuungsplan als auch im Be-
handlungsplan der Soziotherapie psychiatrischen häuslichen Krankenpflegeals auch im 
soziotherapeutischen Betreuungsplan sind die Notwendigkeit, die Dauer sowie die An-
grenzung der Leistungen zueinander darzulegen. Die Verordnung inhaltsgleicher Leis-
tungen ist nicht zulässig.“ 

In § 1 Abs. 1 Satz 2 wurde um die Abkürzung „(soziotherapeutischer Leistungserbringer)“ 
aufgenommen und in § 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 wird nunmehr auf den „entsprechenden Vor-
druck“ verwiesen, ohne diesen konkret zu benennen. 

Im Übrigen hat sich kein weiterer inhaltlicher Änderungsbedarf aus den Stellungnahmen für 
die Neufassung der Richtlinie ergeben.  
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4. Bürokratiekostenermittlung 

Es ist davon auszugehen, dass sich durch die vorgesehene Änderung der Richtlinie die An-
zahl von Soziotherapie-Verordnungen erhöht. Das Ausstellen von Verordnungen von Sozio-
therapie als Teil der veranlassten Leistungen ist in § 25a Bundesmantelvertrag-Ärzte als 
vertragsärztliche Leistung abstrakt-generell geregelt. Aufgrund der erwarteten höheren Fall-
zahlen kann mit einem leichten Anstieg der Bürokratiekosten gerechnet werden. Auf eine 
Ausweisung der Bürokratiekosten wurde verzichtet. 

 

5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

17.01.2008 G-BA Beschluss über die gemeinsame Beratung der Aspekte der So-
ziotherapie mit solchen der pHKP auf der Basis des Evaluati-
onsberichtes des G-BA aus 2007 über die Ursachen der Um-
setzungsproblematiken in der Soziotherapie  

21.10.2008 UA VL Durch Gespräch mit dem BMG initiierte Zurückstellung der Be-
ratungen zur Soziotherapie und pHKP aufgrund laufender Bera-
tungen und Erhebungen der Obersten Landesbehörden  

12.04.2010 UA VL Bericht der Obersten Landesbehörden zur Umsetzung der am-
bulanten Soziotherapie nach § 37a SGB V in den Ländern vom 
15. März 2010; Datenerhebung für eine erforderliche Bestands-
aufnahme 

06.10.2010 UA VL Einrichtung einer AG Soziotherapie-pHKP (AG SozTh/pHKP) 
und Beauftragung zur Aufnahme der Beratungen zu erforderli-
chen Änderungen der ST-RL nach Vorliegen vollständiger Da-
ten und von Studienergebnissen 

26.05.2011 AG 
SozTh/pHKP 

Bestandsaufnahme über die Umsetzung der Soziotherapie und 
der pHKP aufgrund vorgelegter Statistiken und Daten; Abwar-
ten von Studienergebnissen 

17.11.2011  Antrag der Patientenvertretung nach § 140f SGB V auf inhaltli-
che sowie klarstellende Änderungen der ST-RL sowie Gende-
rung und Anpassung an die Paragrafenform  

02.12.2011 UA VL Beauftragung der AG Soziotherapie-pHKP zur Beratung der 
von der Patientenvertretung vorgeschlagenen Änderungen un-
abhängig vom Vorliegen von Studienergebnissen 

18.04.2012 
bis 
05.03.2013 

AG 
SozTh/pHKP 

Vier Sitzungen der AG Soziotherapie-pHKP zur Beratung vor-
gelegter Statistiken, der von der Patientenvertretung vorge-
schlagenen Änderungen und von Studienergebnissen; Durch-
führung einer systematischen Recherche 

18.03.2013 UA VL Beschluss über die Durchführung einer Expertenanhörung auf 
Anregung der AG Soziotherapie-pHKP; Bestellung von Sach-
verständigen 
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Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

23.04.2013 AG 
SozTh/pHKP 

Durchführung der Expertenanhörung  

12.08.2013 
bis 
04.11.2013 

AG 
SozTh/pHKP 

Drei Sitzungen der AG Soziotherapie-pHKP zur Auswertung der 
Expertenbefragung und Beratung von Richtlinien-Änderungen; 
weitere Durchführung einer systematischen Recherche 

12.02.2014 UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor ab-
schließender Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 
VerfO) über eine Neufassung der Soziotherapie-Richtlinien 

03.12.2014 UA VL Auswertung der Stellungnahmen und Anhörung 

Abschluss der vorbereitenden Beratungen und Beschluss der 
Beschlussunterlagen (Beschlussentwurf, tragende Gründe, ZD) 

22.01.2015 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Neufas-
sung der Soziotherapie-Richtlinien 

TT.MM.JJJJ  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Absatz 1 SGB V 
erforderlichen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit 
/ Auflage 

TT.MM.JJJJ XY ggf. weitere Schritte gemäß VerfO soweit sie sich aus dem Prü-
fergebnis gemäß § 94 Absatz 1 SGB V des BMG ergeben 

TT.MM.JJJJ  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

TT.MM.JJJJ  Inkrafttreten 

 

Berlin, den 22. Januar 2015 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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6. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

Vor Entscheidungen des G-BA über die Neufassung der Soziotherapie-Richtlinien sind ge-
mäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und Absatz 7c SGB V den hierzu berechtigten Organi-
sationen der Leistungserbringer der Soziotherapieversorgung und nach § 91 Absatz 5 
SGB V der Bundesärztekammer Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Frist für die 
Abgabe von Stellungnahmen soll mindestens 4 Wochen betragen (1. Kapitel § 10 Absatz 1 
Satz 3 VerfO). Die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen. 
 
Die Volltexte zur Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens sind in der Anlage zu den 
Tragenden Gründen beigefügt. 

6.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat in seiner Sitzung am 12. Februar 2014 ge-
mäß 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung des G-BA (VerfO) beschlossen, ein 
Stellungnahmeverfahren nach § 92 Absatz 7c SGB V sowie § 91 Absatz 5 und 5a SGB V vor 
seiner Entscheidung über eine Neufassung der Richtlinien über die Durchführung von Sozio-
therapie in der vertragsärztlichen Versorgung in der Fassung vom 23. August 2001 einzulei-
ten. Den zur Stellungnahme berechtigten Organisationen der Leistungserbringer der Sozio-
therapieversorgung, der Bundesärztekammer sowie der Bundespsychotherapeutenkammer 
wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von 4 Wochen zur beabsichtigten Neufas-
sung der Soziotherapie-Richtlinie Stellung zu nehmen (27. Februar 2014 bis 27. März 2014 
bzw. 4. März 2014 bis 1. April 2014). Den angeschriebenen Organisationen wurden die Tra-
genden Gründe anlässlich der Beschlussfassung des G-BA zur Einleitung des Stellungnah-
meverfahrens als Erläuterung übersandt. 

6.2 Eingegangene Stellungnahmen 

Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen / Organisationen, denen Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie entsprechende Eckdaten zum 
Eingang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Stellungnahmeberechtigte Eingang der 
SN 

Bemerkungen 

Bundesärztekammer (BÄK) gemäß § 91 Absatz 5 SGB V keine Verzicht auf Abgabe 
einer Stellungnahme 
lt. Schreiben vom 
27.03.2014 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) gemäß § 91 
Absatz 5 SGB V 

01.04.2014  

Maßgebliche Organisationen der Leistungserbringer der Soziotherapieversorgung gemäß 
§ 92 Absatz 7c SGB V 
Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 24.03.2014  
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtver-
band e.V. 

25.03.2014  

Diakonisches Werk der evangelischen Kirche in  
Deutschland e.V. 

26.03.2014  

Deutscher Verband der Ergotherapeuten e.V. 25.03.2014  
Aktion Psychisch Kranke – Vereinigung zur Reform der 
Versorgung psychisch Kranker e.V. 

27.03.2014  

Bundesarbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrischer 
Verbünde e.V.(BAG GPV) 

21.03.2014  

Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 27.03.2014  
Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e.V. Keine  
Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. Keine  
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Nicht stellungnahmeberechtigte Organisationen Eingang Bemerkungen 
Deutsche Gesellschaft für Verhaltenstherapie e.V. 
(DGVT) 

25.03.2014  

Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychothera-
pie, Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) 

01.04.2014  
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6.3 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

A. Stellungnahmen allgemein 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

1 Aktion Psy-
chisch 
Kranke – 
Vereini-
gung zur 
Reform der 
Versorgung 
psychisch 
Kranker 
e.V. (APK) 

Vor diesem Hintergrund begrüßt die APK, dass der G-
BA die Soziotherapie-Richtlinien ändern will. Allerdings 
wird eine Optimierung der Richtlinien allein nicht ausrei-
chend sein, um den fachlich gebotenen bedarfsgerech-
ten Ausbau der Ambulanten Soziotherapie zu erreichen. 

Neufassung der ST-RL wird grundsätz-
lich begrüßt 

Kenntnisnahme 

2 Dachver-
band Ge-
meinde-
psychiatrie 
e.V. 

Einsatz von Soziotherapie als Modul in Selektivverträ-
gen 

Es zeigen sich jedoch im Rahmen von Selektivverträgen 
der Integrierten Versorgung (IV) nach § 140 SGB V posi-
tive Auswirkungen des Einsatzes von soziotherapeuti-
schen Behandlungsmodulen. Soziotherapie ist ein wirk-
sames Instrument geworden, um Menschen mit einer 
schweren psychiatrischen Erkrankung dabei zu unter-
stützen, im eigenen Lebensumfeld auch schwere Krisen 
ohne stationäre Aufnahmen zu überstehen. Hierdurch 
hilft sie nicht nur, stationäre Behandlung zu vermeiden, 
sondern leistet einen ganz wesentlichen fachlichen und 
ökonomischen Beitrag zur Umgestaltung der psychiatri-
schen Regelversorgung zu einem vorrangig ambulant 

Neufassung der ST-RL wird grundsätz-
lich begrüßt 

 

Kenntnisnahme 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

ausgerichteten Behandlungssystem. 

Die Erfahrungen mit Soziotherapie im Rahmen der Pro-
jekte zur Integrierten Versorgung (gem. §§ 140 a-d SGB 
V) zeigen, dass Soziotherapie bei allen psychiatrischen 
Indikationen, bei denen es immer wieder zu stationären 
Aufenthalten kommt, besonders wirksam wird. Im Fach-
arbeitskreis Bundesarbeitsgemeinschaft Integrierte Ver-
sorgung (BAG IV) des Dachverbandes Gemeindepsy-
chiatrie haben sich bundesweit 35 IV-Vertragsnehmer 
und Leistungserbringer zusammengeschlossen. Inner-
halb der von den BAG IV-Mitgliedern umgesetzten IV-
Verträgen kommt die Soziotherapie als Behandlungs-
modul mittlerweile bei über 11.000 psychisch erkrankten 
Menschen bedarfsorientiert und erfolgreich zum Einsatz. 
Davon bei ca. 8.500 Menschen, die sich in das „Netz-
werk psychische Gesundheit“ eingeschrieben haben. 
Der Einsatz von Soziotherapie trägt als Modul in dieser 
Versorgungsform erfolgreich dazu bei, stationäre Auf-
enthalte zu vermeiden und eine adäquate ambulante 
Versorgung von psychisch erkrankten Menschen zu 
ermöglichen. 

Aufgrund der bisherigen Gesetzeslage und ihrer Umset-
zung durch die GKV konnte die Soziotherapie als Einzel-
leistung außerhalb der IV bisher nicht den erforderlichen 
Stellenwert in der Regelversorgung von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen einnehmen. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie begrüßt daher 
die Neufassung der Richtlinien der Soziotherapie gemäß 
§ 92 SGB V vom 01.01.2002, insbesondere mit dem 
Blick auf folgende Entwicklungen: 

• Öffnung für weitere Diagnosengruppen 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

• Einzelfallreglung 
• stationäre Voraufenthalte sind nicht mehr zwin-

gende Voraussetzung 
• die Verordnungsfähigkeit wird auf die psychiatri-

schen Institutsambulanzen (PIA) ausgeweitet 

3 s.o. Der Dachverband Gemeindepsychiatrie begrüßt die 
Neufassung der Soziotherapie-Richtlinien. Menschen 
mit psychischen Erkrankungen kann so dieses ihren 
Gesundungsprozess fördernde Behandlungsinstrument 
bedarfsorientiert verordnet und zur Verfügung gestellt 
werden, was unter den bisherigen Richtlinien in der 
praktischen Umsetzung kaum möglich war. Die Richtli-
niennovellierung und die daraus entstehenden Optionen 
für eine bedarfsgerechte Umsetzung werden dann eine 
wesentliche Verbesserung der ambulanten psychiatri-
schen Versorgung mit sich bringen, wenn die GKV an 
ihrer Umsetzung ebenfalls konstruktiv mitwirkt. 

Neufassung der ST-RL wird grundsätz-
lich begrüßt 

Kenntnisnahme 

4 Deutscher 
Verband 
der Ergo-
therapeu-
ten e.V. 

Nach Auffassung des DVE stellt die Soziotherapie ein 
Angebot dar, das einen Beitrag zur Qualitätsverbesse-
rung der ambulanten Behandlung psychisch kranker 
Menschen leistet. Generell begrüßen wir daher, dass mit 
der inhaltlichen und redaktionellen Überarbeitung die 
bislang unzureichende Umsetzung der Soziotherapie-
Richtlinien hoffentlich beseitigt wird. 

Allerdings sehen wir in den nachfolgenden Punkten 
noch Änderungsbedarf, damit die Neufassung die ge-
wünschten Effekte entfalten kann. 

[siehe hierzu weiter unter Nr. 10h] 

 

Neufassung der ST-RL wird grundsätz-
lich begrüßt 

Kenntnisnahme 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

5 Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 
e.V. 

Vorangestellt sei, dass der Ansatz, die Versorgungssitu-
ation und den Leistungszugang zur Soziotherapie zu 
verbessern, begrüßt wird. Die Leistungsinanspruchnah-
me ist aus Sicht des Bundesverbandes privater Anbieter 
sozialer Dienste e.V. bislang defizitär. 

Neufassung der ST-RL wird grundsätz-
lich begrüßt 

Kenntnisnahme 

6 Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

die Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesver-
band nimmt sehr gern ihr Stellungnahmerecht bei der 
Neufassung der Soziotherapie-Richtlinien wahr und 
verbindet damit die Hoffnung, die bestehenden Umset-
zungsprobleme in der Versorgung mit Soziotherapie zu 
beheben. 

Bereits 2008 hatte unser Verband umfassend zu den 
aus unserer Sicht erforderlichen Änderungen Position 
bezogen. 

Für die Diakonie Deutschland ist es zentral, die Indikati-
onen in den Richtlinien so abzufassen, dass alle schwer 
psychisch erkrankten Menschen Soziotherapie in An-
spruch nehmen können. Denn genau hierin lag das er-
klärte Ziel der Gesetzesänderung vor 14 Jahren: Die 
Behandlungsmöglichkeiten dieser Personengruppe soll-
ten deutlich verbessert werden. 

Die notwendige Ausweitung der Indikationen ist auch ein 
wesentliches Ergebnis des Berichtes des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (G-BA) zur Umsetzungsproblema-
tik bei der Soziotherapie. Sowohl von den befragten 
Nervenärzten als auch von den soziotherapeutischen 
Leistungserbringern war übereinstimmend darauf hin-
gewiesen worden, dass die Indikationen der Richtlinie 

Neufassung der ST-RL wird grundsätz-
lich begrüßt 

Kenntnisnahme 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

für die Verordnung von Soziotherapie nicht alle schwer 
psychisch Erkrankten im Sinne des Gesetzes erfassen. 
Genannt wurden als weitere mögliche Diagnosen Per-
sönlichkeitsstörungen und schwere Depressionen. 

Die Evaluation des G-BA kommt darüber hinaus zu dem 
Schluss, dass Leistungserbringer für Soziotherapie nicht 
in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen und die 
Patientenvertreter wiesen darauf hin, dass in diesem 
Zusammenhang die Qualifikationsanforderungen der 
Krankenkassen und die Höhe der Vergütung der Sozio-
therapie von besonderer Bedeutung sind. 

7 Deutscher 
Paritäti-
scher 
Wohlfahrts-
verband 
Gesamt-
verband 
e.V. 

Der Paritätische Gesamtverband nimmt die vorgesehe-
ne Möglichkeit zur Stellungnahme zur Neufassung der 
Richtlinien über die Durchführung von Soziotherapie in 
der vertragsärztlichen Versorgung gemäß § 92 SGB V 
wie folgt wahr. 

Der Paritätische begrüßt grundsätzlich, dass der Ge-
meinsame Bundesausschuss einen Beschlussentwurf 
über eine Neufassung der Richtlinien über die Durchfüh-
rung von Soziotherapie in der vertragsärztlichen Versor-
gung gem. § 92 SGB V vorgelegt hat. Seit Einführung 
der Soziotherapie im Jahr 2000 weisen verschiedene 
Studien, u.a. vom Bundesministerium für Gesundheit 
(BMG) und vom Gemeinsamen Bundesausschuss, auf 
erhebliche Umsetzungsprobleme in der Soziotherapie 
hin. Soziotherapie hat sich bis heute weder durchgesetzt 
noch etabliert und wird somit nicht flächendeckend an-
geboten, obwohl für die Zielgruppe ein erheblicher Ver-
sorgungs- und Unterstützungsbedarf besteht. 

Dies hat mehrere Gründe: 

Neufassung der ST-RL, insbesondere 
Erweiterung der Diagnosen, wird grund-
sätzlich begrüßt; 

rechtliche Regelung zur Etablierung 
eines Verhandlungsverfahrens zwischen 
Kassen und Leistungserbringern ver-
gleichbar dem § 132a SGB V bezogen 
auf die Anforderungsmerkmale für Leis-
tungserbringer wird empfohlen 

Kenntnisnahme 

 

 

keine Regelungskompetenz des G-BA zur 
Umsetzung dieses Vorschlages 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

 Hauptursache ist aus Sicht des Paritätischen, 
dass Anträge auf Soziotherapie abgelehnt wer-
den, weil die vorliegende Diagnose nicht in den 
Soziotherapie-Richtlinien erfasst ist. 

 Erschwerend kommt hinzu, dass Soziotherapie 
als Leistung der Krankenversicherung insbe-
sondere bei Hausärzten, aber auch bei Fachärz-
ten nach wie vor unzureichend bekannt ist, so-
dass diese Leistung aus Unkenntnis in der Re-
gel selten verordnet, beantragt und durchgeführt 
wird. 

 Weitere Probleme sieht der Paritätische bei den 
Anforderungen an die Leitungserbringer seitens 
der Krankenkassen bzw. der Landesverbände 
der Krankenkassen und deren Vergütungen. Bei 
der Zulassung von Soziotherapeuten verweisen 
die Krankenkassen auf die seit 2008 nicht mehr 
gültigen „Gemeinsamen Empfehlungen der 
Spitzenverbände gem. § 132b Abs. 2 SGB V“, in 
denen hohe berufliche Anforderungen hinsicht-
lich der Praxiserfahrung gestellt werden. Somit 
besteht eine große Diskrepanz zwischen den 
fachlichen Anforderungen einerseits und der 
Bezahlung andererseits. Psychiatrische Be-
handlung ist nur als Komplexleistung möglich. 
Wesentlicher zentraler Bestandteil ist die Sozio-
therapie, deren Finanzierung nicht gesichert ist. 

Der Paritätische sieht daher dringenden Handlungsbe-
darf, der sich zum einen auf die Neufassung der Richtli-
nien und insbesondere auf die Erweiterung der Diagno-
sen bezieht. Zum anderen empfiehlt der Paritätische 
eine rechtliche Regelung zur Etablierung eines Verhand-
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

lungsverfahrens zwischen Kassen und Leistungserbrin-
gern vergleichbar dem § 132a SGB V bezogen auf die 
Anforderungsmerkmale für Leistungserbringer. 

8 Bundes-
psychothe-
rapeuten-
kammer 
(BPtK) 

Der Gemeinsame Bundesausschuss sollte dieses Ver-
fahren zum Anlass nehmen, sich bei Bundesregierung 
und Gesetzgeber dafür einzusetzen, die Befugnisein-
schränkungen für Psychotherapeuten aufzuheben. 

Anregung an den G-BA, sich bei Bun-
desregierung und Gesetzgeber dafür 
einzusetzen, die Befugniseinschränkun-
gen für Psychotherapeuten aufzuheben  

Siehe fachliche Ausführungen in diesem 
Zusammenhang unter Nr. 12g  

 

Liegt nicht im Kompetenzbereich des G-
BA 

Anregung nicht vorgesehen, da von RL-
Änderung abweichendes Thema 
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B. Stellungnahmen zur Änderung des § 1 ST-RL 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

9a Aktion Psy-
chisch 
Kranke – 
Vereini-
gung zur 
Reform der 
Versorgung 
psychisch 
Kranker 
e.V. 

Zu den vorgelegten Änderungsvorschlägen: 

§ 1 Abs. 3 (neu) 

Einfügung: „Sie kommt auch in Betracht, wenn bisher 
kein stationärer Aufenthalt stattgefunden hat.“ 

Kommentar: sinnvolle Klärung. 

§ 1 Abs. 3 (neu) 

Einfügung: „Eine krankenpflegerische Leistung im Sinne 
einer psychiatrischen häuslichen Krankenpflege ist an 
den Vorgaben der Häuslichen Krankenpflege-Richtlinie 
(HKP-RL), Nr. 27 a des Leistungskataloges, auszurich-
ten.“ 

Kommentar: unschädlicher, aber in diesem Zusammen-
hang verzichtbarer Hinweis 

Zustimmung zu § 1 Abs. 3 Satz 2 (kein 
vorheriger Krankenhaus-Aufenthalt er-
forderlich) 

 

 

 

Abgrenzung Soziotherapie von Psychi-
atrischer Häuslicher Krankenpflege  in 
ST-RL (§ 1 Abs. 3 Satz 5) verzichtbar, 
aber unschädlich 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

PatV/KBV: 

Aufgrund der Aufnahme einer Regelung in 
§ 4 Abs. 8 (siehe hierzu unter Nr. 12g) 
wird auf die Formulierung in § 1 Abs. 3 
Satz 5 verzichtet 

9b Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 
e.V. 

§ 1 Grundlagen und Ziele (bisher Präambel und 
Nummer 1-7) 

Die Präzisierung der Antrags- und Genehmigungspraxis 
durch Ergänzung des angeführten zweiten Satzes in § 1 
Absatz 3 wird begrüßt. Die Klarstellung, dass die Leis-
tung der Soziotherapie auch in Betracht kommt, wenn 
bisher kein stationärer Aufenthalt stattgefunden hat, 
trägt zur Genehmigungsklarheit bei. 

Der für § 1 Absatz 3, Satz 5 angeführte Hinweis:  

„Eine krankenpflegerische Leistung im Sinne einer psy-
chiatrischen häuslichen Krankenpflege ist an den Vor-

Zustimmung zu § 1 Abs. 3 Satz 2 (kein 
vorheriger Krankenhaus-Aufenthalt er-
forderlich) 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

gaben der Häuslichen Krankenpflege-Richtlinie (HKP-
RL), Nr. 27 a des Leistungskataloges, auszurichten“ 

stellt die Abgrenzung zwischen soziotherapeutischer 
Versorgung und häuslicher / psychiatrischer Kranken-
pflege dar und dient der Orientierung. Die Position der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der Patienten-
vertretung wird daher geteilt. 

Zustimmung Position KBV/PatV zu § 1 
Abs. 3 Satz 5 (Abgrenzung Soziothera-
pie von Psychiatrischer Häuslicher 
Krankenpflege) 

Siehe hierzu unter Nr. 9a  

9c Dachver-
band Ge-
meinde-
psychiatrie 
e.V. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie fordert in den 
Soziotherapie-Richtlinien die Abgrenzung der Soziothe-
rapie von der Häuslichen Psychiatrischen Krankenpfle-
ge. 

Zustimmung Position KBV/PatV zu § 1 
Abs. 3 Satz 5 (Abgrenzung Soziothera-
pie von Psychiatrischer Häuslicher 
Krankenpflege) 

Siehe hierzu unter Nr. 9a 

9d Deutscher 
Paritäti-
scher 
Wohlfahrts-
verband 
Gesamt-
verband 
e.V. 

Zu § 1 Grundlagen und Ziele 

Der Paritätische unterstützt die von der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung (KBV) und den Patientenver-
tretern vorgeschlagene Klarstellung hinsichtlich der Ab-
grenzung der Leistungen der Soziotherapie gem. § 37a 
SGB V von den Leistungen der häuslichen (psychiatri-
schen) Krankenpflege (HKP-RL Nr. 27a). 

Zustimmung Position KBV/PatV zu § 1 
Abs. 3 Satz 5 (Abgrenzung Soziothera-
pie von Psychiatrischer Häuslicher 
Krankenpflege) 

Siehe hierzu unter Nr. 9a 

9e Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 1 (3) 

Die Diakonie Deutschland begrüßt die explizite Erwäh-
nung, dass für die Verordnung von Soziotherapie eine 
vorherige Krankenhausbehandlung nicht erforderlich ist. 

Die Erwähnung der psychiatrischen häuslichen Kran-
kenpflege (HPK) an dieser Stelle erschließt sich uns 
hingegen nicht. Zum einen sind die Vorgaben dieser 
Richtlinie aus Sicht der Diakonie Deutschland kritikwür-
dig und im Sinne einer bedarfsgerechten, ambulanten 

Zustimmung zu § 1 Abs. 3 Satz 2  (kein 
vorheriger Krankenhaus-Aufenthalt er-
forderlich) 

 

Zustimmung Position DKG/GKV-SV zu 
§ 1 Abs. 3 Satz 5 (keine Abgrenzung 
Soziotherapie von Psychiatrischer Häus-
licher Krankenpflege in ST-RL) 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 9a 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Versorgung weiter zu überarbeiten. Zum anderen sollte 
jede mögliche Diskussion vermieden werden, ob beide 
Leistungen gleichzeitig verordnet werden können. Falls 
die psychiatrische häusliche Krankenpflege (HPK) er-
wähnt werden soll, dann nur mit dem Hinweis, dass 
diese und Soziotherapie nebeneinander verordnet wer-
den können. 

§ 1 (4) 

Im Sinne der Beschleunigung und Entbürokratisierung 
schlägt die Diakonie vor, dass der Betreuungsplan auf 
die individuelle Situation der Versicherten angepasst 
wird. D. h. spezifische und messbare Ziele können oft 
erst im Verlauf einer längeren Behandlung konkret be-
nannt werden. 

§ 1 (6) 

Hier sollte deutlich gemacht werden, dass sich die Koor-
dination auf die Anleitung und Motivation zur Inan-
spruchnahme aller Hilfen bezieht und Selbsthilfe sowie 
nichtpsychiatrische Hilfen ebenfalls berücksichtigt wer-
den. 

Hinweis: 

Falls pHKP überhaupt erwähnt werden 
soll, dann beschränken auf Hinweis, 
dass pHKP und Soziotherapie nebenei-
nander verordnet werden können 

 

 

Änderungsvorschlag: 

Ergänzung in § 1 Abs. 4, dass der Be-
treuungsplan auf die individuelle Situati-
on der Versicherten angepasst wird. 

 

 

Änderungsvorschlag: 

Ergänzung in § 1 Abs. 6, dass sich die 
Koordination auf die Anleitung und Moti-
vation zur Inanspruchnahme aller Hilfen 
bezieht und Selbsthilfe sowie nichtpsy-
chiatrische Hilfen werden ebenfalls be-
rücksichtigt werden 

 

 

 

 

 

 

Bereits Folgeantrag dient der Anpassung 
des Betreuungsplans; Vorgaben der 
Richtlinie genügen, um der Individualität 
des Betreuungsplanes gerecht zu werden; 
daher keine Ergänzung erforderlich 

 

 

Keine Ergänzung erforderlich, da diese 
Vorgaben bereits Bestandteil der Richtli-
nien-Neufassung sind (siehe insbesonde-
re § 3 Abs. 2b und 2c) 
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C. Stellungnahmen zur Änderung des § 2 ST-RL 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

10a Deutscher 
Paritäti-
scher 
Wohlfahrts-
verband 
Gesamt-
verband 
e.V. 

Zu § 2 Indikation und Therapiefähigkeit 

Zu § 2 Absatz 3 

Die Global Assessment of Functioning Scale (GAF-
Skala) wurde bisher in den Richtlinien mit dem Grenz-
wert 40 sehr hoch angesetzt. Die Erweiterung auf < 50 
ist ein Schritt in die richtige Richtung. Die Skalierung der 
GAF-Skala erfolgt jedoch in Zehner-Schritten. Hier sollte 
eine Angleichung erfolgen. 

Aus Sicht des Paritätischen ist der Wert aufgrund 
der Skalierung der GAF-Skala in Zehner-Schritten 
bis einschließlich 50 festzulegen. 

Zu § 2 Absatz 4 

Die bisherigen Richtlinien haben die Zielgruppe auf 
Menschen beschränkt, die an einer schweren psychi-
schen Erkrankung aus dem schizophrenen Formenkreis 
erkrankt sind. Diese Einschränkung führt zu einem Be-
handlungsausschluss von Menschen mit anderweitigen 
schweren psychischen Erkrankungen. Die umfangreiche 
Diagnosebeschränkung ist aus Sicht des Paritätischen 
sachlich in keiner Weise gerechtfertigt und nicht im Sin-
ne des Gesetzgebers. Dieser hatte keine Einschränkung 
der Krankheitsbilder bzw. keinen abschließenden Kata-
log von Diagnosen vorgesehen. 

Nach Einschätzungen des Paritätischen ergibt sich 
grundsätzlich die medizinische Indikation für soziothera-
peutische Leistungen aus der gravierend eingeschränk-

 

Änderungsvorschlag: 

In § 2 Abs. 3 GAF-Wert in Zehner-
Schritten bis einschließlich 50 festlegen 

 

 

 

 

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 4 (Aufnahme aller F-Diagnosen 
(F00-F99)) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemäß dem Änderungsvorschlag wird in 
§ 2 Abs. 3 Satz 2 im Klammerzusatz das 
Zeichen „<“ ersetzt durch das Zeichen „≤“  

 

 

 

 

 

 

PatV: Kenntnisnahme 

GKV-SV/DKG/KBV: Formulierung Abs. 4 
wird beibehalten; der bisherigen abschlie-
ßenden Nennung von Diagnosen wurde 
mit den erweiterten spezifischen Vorga-
ben in Abs. 5 entgegengewirkt; teilweise 
kann Soziotherapie auch kontraindiziert 
sein; Gesetzgeber hat dem G-BA die Re-
gelungsbefungnis erteilt (§ 37a Abs. 2 
SGB V) 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

ten Fähigkeit des psychisch Erkrankten, notwendige 
Behandlungen und ärztlich veranlasste Maßnahmen in 
Anspruch zu nehmen bzw. auszuführen. Hinsichtlich 
dieser Fähigkeits- und psychischen Funktionsstörung ist 
die Diagnose zweitrangig. Allerdings gehen einige Diag-
nosen klinisch häufiger mit den vorbeschriebenen gra-
vierenden Fähigkeitsstörungen einher. Eine Einschrän-
kung der Indikationsdiagnosen auf schizophrene bzw. 
wahnhafte Störungen – wie bisher in der Richtlinie for-
muliert – wird der Tatsache nicht gerecht, dass Men-
schen krankheitsbedingt auch bei Bestehen weiterer 
Diagnosen wie z. B. bei bipolaren oder depressiven 
Störungen psychische Funktions- und Fähigkeitsstörun-
gen aufweisen können, die eine soziotherapeutische 
Unterstützung erforderlich machen. 

Der Paritätische weist in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass im Rahmen vieler Verträge zur Integrierten 
Versorgung von psychisch kranken Menschen auch 
Soziotherapie angeboten wird. Hier wurde seitens der 
Krankenkassen in verschiedenen, über ganz Deutsch-
land verbreiteten Verträgen die Diagnosebeschränkung 
bereits aufgehoben. 

Um eine bedarfsgerechte Versorgung von psychisch 
schwer kranken Menschen sicherzustellen, fordert 
der Paritätische die Aufnahme aller in Kapitel V des 
ICD 10 (F00-F99) aufgeführten psychischen Erkran-
kungen in die Soziotherapie-Richtlinien. 

Zu § 2 Absatz 6 

Bei Verordnung von Soziotherapie sehen die bisherigen 
Richtlinien eine Prüfung der „Therapiefähigkeit“ in Bezug 
auf Belastbarkeit, Motivierbarkeit und Kommunikations-
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

fähigkeit vor. 

Das Vorliegen eines Mindestmaßes an Belastbarkeit 
und Motivierbarkeit lässt sich aus Sicht des Paritäti-
schen nicht hinreichend wissenschaftlich ableiten und 
belegen. Die Bewertung ist im hohen Maße von der 
subjektiven Wahrnehmung des temporären Erschei-
nungsbildes des Patienten abhängig und stellt somit 
kein objektivierbares Kriterium dar. 

Der Paritätische fordert, dass als Voraussetzung für 
einen Leistungsanspruch ausschließlich zu prüfen 
ist, inwieweit die in § 2 Abs. 2 genannten Beeinträch-
tigungen der Aktivitäten langfristig beseitigt, vor 
einer Verschlimmerung behütet oder gelindert wer-
den können und damit ein längerfristig anhaltendes 
Erreichen der soziotherapeutischen Therapieziele zu 
erwarten ist. 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 6 (Beeinträchtigung der Aktivitäten 
maßgeblich) 

 

 

PatV: Kenntnisnahme 

DKG/KBV/GKV-SV: Die Formulierung 
wird beibehalten; in § 37a Abs. 2 SGB V 
wird G-BA beauftragt, die „Anforderungen 
an die Therapiefähigkeit“ zu regeln; der 
G-BA kommt damit den Gesetzesvorga-
ben nach; geregelte Anforderungen be-
hindern nicht die Durchführung der Sozio-
therapie 

 

10b Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 
e.V. 

§ 2 Indikation, Therapiefähigkeit (bisher Nummer 8-
12) 

§ 2 Absatz 2: Erweiterung der Voraussetzungen durch 
Fokussierung auf Einschränkungen, die eine selbststän-
dige Inanspruchnahme ärztlicher oder verordneter Leis-
tungen erheblich beeinträchtigen: der Klammerzusatz 
„alternativ oder kumulativ“ wird als Klarstellung begrüßt. 

Für § 2 Absatz 4 ist die Formulierung der Patientenver-
tretung zu befürworten. Die offene Formulierung ohne 
Beschränkungen auf bestimmte Diagnosen erlaubt es, 
die Patienten bedürfnisgerecht mit Soziotherapie zu 
versorgen. Wesentlich für den Leistungsbezug ist die 
Beeinträchtigung der selbständigen Inanspruchnahme 
ärztlicher oder ärztlich verordneter Leistungen aufgrund 

 

 

Zustimmung zu § 2 Abs. 2 

 

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 4 (Aufnahme aller F-Diagnosen 
(F00-F99)) 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

einer psychischen Erkrankung. Hier ist damit die Symp-
tomatik und nicht die Ursache entscheidend, insofern 
muss die Aufzählung der Diagnosen entfallen. 

§ 2 Absatz 5: Die Einführung einer Öffnungsklausel wird 
begrüßt und entspricht der übrigen Richtlinien-
Systematik (vgl. HKP-RL). Die Position der Patienten-
vertreter ist zu unterstützen, hier ist die „Probeverord-
nung“ als erforderliche Maßnahme beizubehalten (vgl. § 
5 Abs. 2). 

§ 2 Absatz 6: Die Formulierung der Patientenvertretung 
ist zu unterstützen. Ziel der soziotherapeutischen Maß-
nahmen ist es, die Belastbarkeit, Motivierbarkeit und 
Kommunikationsfähigkeit der Betroffenen zu verbessern. 
Das Vorhandensein dieser Fähigkeiten kann daher nicht 
als Grundlage der Inanspruchnahme vorausgesetzt 
werden. 

 

 

Zustimmung Öffnungsklausel und zu-
gleich Zustimmung zu Position PatV zu 
§ 2 Abs. 5   

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 6 (Beeinträchtigung der Aktivitäten 
maßgeblich) 

 

 

 

Stellungnahme missverständlich: beim 
Vorschlag der PatV keine Öffnungsklausel 
erforderlich, da bereits Aufnahme aller F-
Diagnosen (F00-F99) vorgesehen 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a 

 

10c Aktion Psy-
chisch 
Kranke – 
Vereini-
gung zur 
Reform der 
Versorgung 
psychisch 
Kranker 
e.V. 

§ 2 Abs. 4 und 5 

Kommentar: 

Die bisherige Begrenzung des Anspruchs auf bestimmte 
Diagnosegruppen ist aus Sicht der APK weder fachlich 
noch rechtlich zu vertreten. Daher begrüßt die APK, 
dass alle Bänke eine Ausweitung des Diagnosespekt-
rums befürworten. Allerdings halten DKG und KBV wei-
terhin an einer Einschränkung auf bestimmte Diagnose-
gruppen fest. Dies lehnt die APK ab. Eine Begrenzung 
auf nur einzelne schwere psychische Erkrankungen 
widerspricht dem Gesetz. 

Im § 37a Abs.1 wird ein Anspruch für Versicherte mit 
schwerer psychischer Erkrankung begründet, wenn die-

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 4 (Aufnahme aller F-Diagnosen 
(F00-F99)) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

se „nicht in der Lage sind, ärztliche oder ärztlich verord-
nete Leistungen selbständig in Anspruch zu nehmen“ 
und wenn bei Ihnen (ohne ambulante Soziotherapie) 
Krankenhausbehandlungsbedürftigkeit besteht. 

Die Möglichkeit eines Ausschlusses ganzer psychiatri-
scher Diagnosegruppen lässt sich daraus nicht ableiten. 

Auch aus der Aufgabenstellung des G-BA lassen sich 
keine Diagnoseausschlüsse begründen. Der G-BA soll 
gemäß § 37a Abs. 2 „die Krankheitsbilder, bei deren 
Behandlung im Regelfall Soziotherapie erforderlich ist“ 
bestimmen. Daraus ergibt sich klar, dass dem G-BA 
keine Ausschluss-Kompetenz zukommt, sondern im 
Gegenteil die Beschreibung von Krankheitsbildern 
(nicht: Diagnosen), bei denen Soziotherapie regelhaft 
einzusetzen ist. Dies wird durch die Gesetzesbegrün-
dung noch einmal unterstrichen. 

Auch fachlich lassen sich Diagnoseeinschränkungen 
nicht begründen. Grundsätzlich kann die Hauptfunktion 
der ambulanten Soziotherapie, die Krankenhausvermei-
dung, bei allen potentiellen psychiatrisch-
psychotherapeutischen Krankenhauspatienten wirksam 
werden. Da es bei der psychiatrisch-
psychotherapeutischen Krankenhausbehandlung keinen 
einschränkenden Diagnosekatalog gibt, kann dieser 
auch bei der ambulanten Soziotherapie keinen Sinn 
ergeben. Bei jedem potentiellen oder realen Kranken-
hauspatient muss die Möglichkeit bestehen, Kranken-
hausbehandlung durch Ambulante Soziotherapie zu 
vermeiden, zu verkürzen oder zu ersetzen. 

Die APK unterstützt die Position der Patientenvertreter, 
die allen Versicherten mit einer psychischen Störung 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
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Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

(Kapitel F ICD-X) einen Bedarf einräumen, sofern ihre 
Erkrankung schwer ist. Es ist ein sinnvoller Weg, dabei 
die Beeinträchtigungen der Aktivitäten / Fähigkeitsstö-
rungen (ICF) als Leitkriterium abzustellen. 

Die Position der PatV orientiert sich richtig am Geset-
zestext und bezieht sich bei den Beeinträchtigungen auf 
die Einschränkung der Fähigkeit zur selbständigen Inan-
spruchnahme ärztlicher und ärztlich verordneter Leis-
tungen. 

Dagegen formulieren GKV und DKG Leistungsaus-
schlüsse. Dies erstaunt auch angesichts des Umstands, 
dass es für Soziotherapie im Rahmen der Behandlung 
durch Institutsambulanzen keine Diagnosebeschränkun-
gen gibt. 

Der Formulierungen von PatV und KBV erfüllen den 
gesetzlichen Auftrag und bestimmen, bei welchen 
Krankheitsbildern Soziotherapie im Regelfall erforderlich 
ist. Der Vorschlag von DKG und GKV formuliert Leis-
tungsausschlüsse. 

Im Vorschlag der KBV sollte das Kriterium „einge-
schränkte Fähigkeit zur Selbstversorgung“, das eher auf 
Bedarfe an Pflege nach SGB XI oder Hilfe zur Teilhabe 
hinweist, ersetzt werden durch „eingeschränkte Fähig-
keit zur selbständigen Inanspruchnahme ärztlicher und 
ärztlich verordneter Leistungen sowie zur Koordination 
derselben“. 

In den Vorschlägen von GKV/DKG und KBV werden für 
unterschiedliche Diagnosegruppen verschiedene GAF-
Schwellenwerte benannt. Dies ist aus Sicht der APK 
fachlich nicht zu begründen und unpraktikabel. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag bzgl. Position der 
KBV zu § 2 Abs. 5 (3. Spiegelstrich): 

„- eingeschränkte Fähigkeit zur selb-
ständigen Inanspruchnahme ärztlicher 
und ärztlich verordneter Leistungen 
sowie zur Koordination derselben 
Selbstversorgung“ 

 

 

 

 

 

Unterschiedliche GAF-Werte für unter-
schiedliche Diagnosegruppen in § 2 
Abs. 5 (Positionen KBV bzw. DKG/GKV-
SV) nicht begründbar und unpraktikabel 

 

 

 

 

 

 

 

 

GKV/KBV/DKG: fassen ihre bisher unter-
schiedlichen Positionen auf der Basis der 
Position der KBV zu einer gemeinsamen 
Position zusammen und kommen dem 
Änderungsvorschlag nach, indem der 
3. Spiegelstrich in § 2 Abs. 5 wie folgt 
gefasst wird: 

„- eingeschränkte Fähigkeit zur selbstän-
digen Inanspruchnahme ärztlicher und 
ärztlich verordneter Leistungen sowie zur 
Koordination derselben Selbstversorgung“ 

PatV: behält ihre Position bei 

 

 

KBV: im Gegenzug sind in § 9 Abs. 1 der 
KBV-Position bisherige Diagnosen ge-
nehmigungsfrei gestellt 
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Würdigung der Stellungnahme  

 

 

 

 

 

§ 2 Abs. 6 

Kommentar: 

Ein „Mindestmaß an Belastbarkeit, Motivierbarkeit und 
Kommunikationsfähigkeit“ und Absprachefähigkeit ist 
schwer zu definieren und sollte daher als Zugangskrite-
rium entfallen. 

Die APK unterstützt den Vorschlag der PatV, die Vo-
raussetzung der Soziotherapie an die Erwartung einer 
Zielerreichung zu knüpfen. Ob die Erwartung erfüllt wird, 
lässt sich im Verlauf überprüfen. Zumindest die Errei-
chung des Ziels ‚Krankenhausvermeidung‘ lässt sich 
eindeutig feststellen und gilt als Ausschlusskriterium. Als 
weiteres Kriterium dient die Frage, ob im Rahmen der 
Soziotherapie therapeutische Kontakte zustande kom-
men. 

 

 

 

 

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 6 (Beeinträchtigung der Aktivitäten 
maßgeblich) 

 

GKV-SV/DKG/KBV: GAF-Wert soll Miss-
brauch verhindern, lässt aber ohnehin 
keine scharfen Abgrenzungen zu; Kom-
promiss; Position wird beibehalten 

PatV: niedriger GAF-Wert könnte Kran-
kenkasse zur Ablehnung veranlassen 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a 

 

 

10d Bundesar-
beitsge-
meinschaft 
Gemeinde-
psychiatri-
scher Ver-
bünde e.V. 

Zu § 2 Absätze 4 und 5: 

Der Gesetzgeber hat keine Einschränkung der Krank-
heitsbilder auf einen abschließenden Katalog von Diag-
nosen vorgesehen. Das entscheidende Kriterium ist die 
Schwere der psychischen Erkrankung, nicht ihre Art. 
Daher bildet die Position der PatV den Willen des Ge-
setzgebers nach Auffassung der BAG GPV zutreffend 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 4 (Aufnahme aller F-Diagnosen 
(F00-F99)) 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a 
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schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

ab. Entsprechend den Ausführungen im Schreiben vom 
29.04.2011 an den GKV-Spitzenverband unterstützt 
daher die BAG GPV die Position der PatV, die Diagnose 
nicht einzuschränken, sondern das Krankheitsbild an-
hand der anderen in der Position der PatV genannten 
Kriterien zu beschreiben.  

 

Zu einzelnen Positionen: 

Aus Sicht der BAG GPV ist kein sachlicher Grund er-
sichtlich, warum im Vorschlag von GKV-SV/DKG für die 
Diagnosegruppen, die bisher in der Richtlinie enthalten 
sind, ein anderer GAF-Wert gelten sollte, als für andere 
Diagnosen. „Die Globalbeurteilung des psychosozialen 
Funktionsniveaus erlaubt dem Untersucher, mit Hilfe der 
GAF-Scala (Global Assesement of Functioning Scale) 
über eine Einschätzung des psychosozialen Funktions-
niveaus bzw. der sozialen Anpassung eine Gesamtbeur-
teilung der psychischen Gesundheit bzw. Krankheit ab-
zugeben. … Die Beurteilung des derzeitigen Funktions-
niveaus spiegelt in der Regel wider, in welchem Ausmaß 
die Person einer Behandlung bzw. Betreuung bedarf. 
Die Beurteilung des höchsten Niveaus der psychosozia-
len Anpassung im letzten Jahr wird häufig eine prognos-
tische Bedeutung besitzen, da die Person nach ihrer 
Remission auf dieses Niveau zurückkehrt.“ (zitiert nach 
dem Anhang 3 der Begutachtungsrichtlinie Soziothera-
pie des MDS vom 27. November 2002). Diese Einschät-
zung des Funktionsniveaus bzw. der sozialen Anpas-
sung kann bei vielen Diagnosen gegeben sein. Es ist 
auch den Tragenden Gründen nicht zu entnehmen, aus 
welchem sachlichen Grund dieses Funktionsniveau z.B. 

 

 

 

 

 

 

Unterschiedliche GAF-Werte für unter-
schiedliche Diagnosegruppen in § 2 
Abs. 5 (Positionen KBV bzw. DKG/GKV-
SV) nicht begründbar 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10c 



30 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 
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bei einem Menschen mit einer schweren Depression 
ohne psychotische Symptome (F 32.2) stärker einge-
schränkt sein soll als bei einem Menschen mit einer 
schweren Depression mit psycho-tischen Symptomen (F 
32.3). Die gleiche Frage gilt auch für die anderen, im 
Vorschlag der GKV und DKG genannten Diagnosen 
„außerhalb des Regelfalls“ (Beschlussentwurf § 2 Abs. 
5, S. 3). 

Die GAF-Skala, zitiert nach der MDS-
Begutachtungsrichtlinie, enthält Spannen, die jeweils 
von 60- 51, 50-41, 40-31, 30-21 etc. reichen. Deswegen 
sollte für alle Diagnosen der Wert bis einschließlich 50 
gelten. 

Die in den Tragenden Gründen von der PatV zitierte 
Begründung zum Gesetz (BT 14/1245) macht deutlich, 
dass es sich nicht um einen „abschließenden Katalog“ 
handeln darf. Aus Sicht der BAG GPV entsteht dieser 
abschließende Katalog in der Beschlussvorlage durch 
die Vorschläge von GKV/DKG und würde sich ähnlich 
durchsetzen, wie dies in der Vergangenheit schon war. 
Als Beispiel mag dafür die schon zitierte Begutach-
tungsanleitung des MDS dienen, aus der unmissver-
ständlich hervorgeht, dass Soziotherapie nur bei den in 
der Richtlinie genannten Diagnosen verordnet werden 
darf. 

Wenn doch ein Katalog von Diagnosen genannt wird, ist 
im Text der Richtlinie ausdrücklich darauf hinzuweisen, 
dass es sich nicht um einen abschließenden Katalog 
handelt. 

Zu § 2 Abs. 6: 

Hinsichtlich der Frage, wie „Belastbarkeit, Motivierbar-
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keit und Kommunikationsfähigkeit“ definiert werden kön-
nen, werden sich in der alltäglichen Situation in der 
Arztpraxis unterschiedliche Auffassungen ergeben kön-
nen. Allein der Umstand, dass ein Patient in der Lage 
ist, in der ärztliche Behandlung die Verordnung entge-
gen zu nehmen, sollte als Kennzeichen zumindest der 
„Kommunikationsfähigkeit“ ausreichen. 

10e Bundes-
psychothe-
rapeuten-
kammer 
(BPtK) 

Zusammenfassung 

• Indikation für Soziotherapie in Abhängigkeit vom 
Grad der Beeinträchtigung 

Die Anbindung der Indikation für Soziotherapie an 
ausgewählte Diagnosen ist ungeeignet. Es gibt we-
der wissenschaftliche Belege noch Erfahrungswerte 
für diesen Ansatz. Entscheidend für die Verord-
nungsfähigkeit von Soziotherapie ist die mit einer 
psychischen Erkrankung verbundene Beeinträchti-
gung. 

§ 2 Indikation und Therapiefähigkeit 

Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) schließt 
sich bei der Definition der Indikation für Soziotherapie in 
§ 2 des Beschlussentwurfs der Position der Patienten-
vertreter an. Ausschlaggebend dafür, ob Soziotherapie 
indiziert ist, ist nicht die Diagnose, sondern das Ausmaß, 
in dem die Erkrankung zu einer Einschränkung der 
Funktions- und Partizipationsfähigkeit des Betroffenen 
führt. Diagnosen geben keinen Aufschluss darüber, ob 
eine Erkrankung regelhaft zu einer Beeinträchtigung der 
selbstständigen Inanspruchnahme von ärztlichen, psy-
chotherapeutischen und ärztlich verordneten Leistungen 
führt. Außerdem ist es nicht sachgerecht, bestimmte 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 4 bis 6 (Aufnahme aller F-
Diagnosen (F00-F99); Beeinträchtigung 
der Aktivitäten maßgeblich usw.) 

 

 

 

 

 

 

DKG/GKV-SV: Laut Leitlinienrecherche 
des G-BA gibt es durchaus Hinweise auf 
Diagnosen bzw. Diagnosegruppen 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a und 10c 
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psychische Erkrankungen grundsätzlich aus dem Indika-
tionsspektrum für Soziotherapie auszuschließen, da alle 
psychischen Erkrankungen so schwer ausgeprägt auf-
treten können, dass die selbstständige Inanspruchnah-
me ärztlicher, psychotherapeutischer und ärztlich ver-
ordneter Leistungen beeinträchtigt ist. 

Entsprechend § 2 Absatz 4 des Beschlussentwurfs soll 
bei einer schweren Depression mit psychotischen Symp-
tomen (F32.3, F33.3) Soziotherapie regelhaft indiziert 
sein. Eine schwere Depression ohne psychotische 
Symptome (F32.2, F33.2) soll hingegen nur im Einzelfall 
eine Verordnung von Soziotherapie begründen (Öff-
nungsklausel in § 2 Absatz 5 des Beschlussentwurfs). 
Es gibt weder wissenschaftliche Belege noch Erfah-
rungswerte dafür, dass das Vorliegen bzw. Nichtvorlie-
gen psychotischer Symptome bei einer schweren De-
pression darüber entscheidet, ob der Betroffene regel-
haft oder nur im Einzelfall in seiner Fähigkeit zur selbst-
ständigen Inanspruchnahme ärztlicher, psychotherapeu-
tischer und ärztlich verordneter Leistungen beeinträch-
tigt ist. Dieses Beispiel zeigt exemplarisch, dass die 
Unterscheidung von Diagnosen danach, ob bei ihnen 
regelhaft oder nur in Einzelfällen Soziotherapie indiziert 
ist, nicht möglich ist. Die Einführung der Öffnungsklausel 
in Absatz 5 entbehrt daher einer fachlichen Grundlage. 

Grundsätzlich können alle psychischen Erkrankungen 
bei schwerer Ausprägung der Symptome dazu führen, 
dass die Betroffenen nicht in der Lage sind, ärztliche, 
psychotherapeutische und ärztlich verordnete Leistun-
gen selbstständig in Anspruch zu nehmen. Als Beispiel 
hierfür können die Agoraphobie (F40.0) und die Post-
traumatische Belastungsstörung (F43.1) angeführt wer-
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den. Beide Krankheitsbilder können bei schwerer Aus-
prägung dazu führen, dass Betroffene ärztliche, psycho-
therapeutische und ärztlich verordnete Leistungen nicht 
selbstständig in Anspruch nehmen können, da sie zum 
Beispiel öffentliche Verkehrsmittel (F40.0) bzw. Wege 
und Orte, die mit dem Trauma in Verbindung stehen 
(F43.1), vollständig meiden. Beide Diagnosen sollen 
jedoch – entsprechend der Position der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) und der Deutschen Kran-
kenhausgesellschaft (DKG) – grundsätzlich aus dem 
Diagnosekatalog für die Indikation für Soziotherapie 
ausgeschlossen werden. 

Nicht nachvollziehbar ist auch, dass – entsprechend der 
Position der GKV und der DKG – in § 2 Absatz 5 des 
Beschlussentwurfs aus dem Bereich der Zwangsstörun-
gen zwar die Diagnosen F42.1 (vorwiegend Zwangs-
handlungen) und F42.2 (Zwangsgedanken und -
handlungen, gemischt), jedoch nicht die anderen 
Zwangsstörungen, zum Beispiel F42.0 (vorwiegend 
Zwangsgedanken und Grübelzwang), in den Diagnose-
katalog für die Indikation für Soziotherapie aufgenom-
men wurden. Es gibt weder eine wissenschaftlich noch 
klinisch fundierte Begründung dafür, weshalb die Diag-
nosen F42.2 und F42.1, nicht jedoch die Diagnose 
F42.0 so schwer ausgeprägt sein können, dass eine 
selbstständige Inanspruchnahme ärztlicher, psychothe-
rapeutischer und ärztlich verordneter Leistungen beein-
trächtigt ist. 

Die aufgeführten Beispiele belegen, dass Diagnosen 
keine Aussage darüber zulassen, ob im Regelfall, im 
Einzelfall oder nie Soziotherapie indiziert ist. Grundsätz-
lich können alle F-Diagnosen in einer Ausprägung vor-
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liegen, die dazu führt, dass die selbstständige Inan-
spruchnahme ärztlicher, psychotherapeutischer und 
ärztlich verordneter Leistungen beeinträchtigt ist. 

Daher schlägt die BPtK vor, die Festlegung von Diagno-
sen, die im Regelfall sowie in Einzelfällen eine Indikation 
für Soziotherapie darstellen, in § 2 Absatz 4 und Ab-
satz 5 des Beschlussentwurfs zu streichen und die Ver-
ordnungsfähigkeit von Soziotherapie an die mit einer 
psychischen Erkrankung verbundene Beeinträchtigung 
zu knüpfen. 

Die BPtK schlägt daher für § 2 folgende Formulierung 
vor1: 

(1) Die Indikation für Soziotherapie ist gegeben bei Vor-
liegen einer psychischen Erkrankung aus dem Bereich 
ICD-10 F00 - F99, sofern und solange diese Erkrankung 
mit einer Beeinträchtigung der Aktivitäten (Fähigkeitsstö-
rungen) in mindestens einem der in Absatz 2 aufgeführ-
ten Bereiche und einem Ausmaß gemäß Absatz 3 ein-
hergeht. wegen einer schweren psychischen Erkrankung 
gemäß Absatz 4 sowie bei den in Absatz 5 genannten 
Fällen. 

(2) Der Soziotherapie bedürfen Versicherte, bei denen 
durch schwere psychische Erkrankungen hervorgerufe-
ne Beeinträchtigungen der Aktivitäten dazu führen, dass 
sie in ihren Fähigkeiten zur selbständigen Inanspruch-
nahme ärztlicher, psychotherapeutischer und ärztlich 
verordneter Leistungen erheblich beeinträchtigt sind. 
Dies trifft zu, wenn folgende Beeinträchtigungen (alter-

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag zu § 2 Abs. 1 bis 3: 

„(1) Die Indikation für Soziotherapie ist 
gegeben bei Vorliegen einer psychi-
schen Erkrankung aus dem Bereich 
ICD-10 F00 - F99, sofern und solange 
diese Erkrankung mit einer Beeinträchti-
gung der Aktivitäten (Fähigkeitsstörun-
gen) in mindestens einem der in Ab-
satz 2 aufgeführten Bereiche und einem 
Ausmaß gemäß Absatz 3 einhergeht. 
wegen einer schweren psychischen 
Erkrankung gemäß Absatz 4 sowie bei 
den in Absatz 5 genannten Fällen. 

(2) Der Soziotherapie bedürfen Versi-
cherte, bei denen durch schwere psy-
chische Erkrankungen hervorgerufene 
Beeinträchtigungen der Aktivitäten dazu 
führen, dass sie in ihren Fähigkeiten zur 
selbständigen Inanspruchnahme ärztli-
cher, psychotherapeutischer und ärztlich 
verordneter Leistungen erheblich beein-

 

 

 

 

 

Formulierung des vorgesehenen Richtli-
nientextes entspricht bereits dem Geset-
zestext in § 37a SGB V; der Umfang der 
ärztlichen und zahnärztlichen Behandlung 
ergibt sich aus § 28 SGB V 

                                                
1 unterstrichen: Einfügungen; durchgestrichen: Streichungen 
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nativ oder kumulativ) gegeben sind: 

• Beeinträchtigung durch Störungen des Antriebs, der 
Ausdauer und der Belastbarkeit, durch Unfähigkeit 
zu strukturieren, durch Einschränkungen des plane-
rischen Denkens und Handelns sowie des Realitäts-
bezuges, 

• Störungen im Verhalten mit Einschränkung der Kon-
taktfähigkeit und fehlender Konfliktlösungsfähigkeit, 

• Einbußen im Sinne von Störungen der kognitiven 
Fähigkeiten wie Konzentration und Merkfähigkeit, 
der Lernleistungen sowie des problemlösenden 
Denkens, 

• Krankheitsbedingt unzureichender Zugang zur eige-
nen Krankheitssymptomatik und zum Erkennen von 
Konfliktsituationen und Krisen. 

(3) Zur Bestimmung des Ausmaßes der Beeinträchti-
gung der Aktivität soll die GAF-Skala herangezogen 
werden. Orientierungswert ist 40 (höchstens < 50). 

Die bisherigen Absätze 4 und 5 würden gestrichen. Der 
bisherige Absatz 6 würde zu Absatz 4. 

Darüber hinaus schlägt die BPtK vor, im Regelungstext 
generell nicht nur die selbstständige Inanspruchnahme 
ärztlich und ärztlich verordneter, sondern explizit auch 
psychotherapeutischer Leistungen aufzunehmen, da 
nach Leitlinien Psychotherapie in aller Regel für die Be-
handlung psychischer Erkrankungen empfohlen wird 
(http://www.awmf.org/leitlinien.html). Die anerkannten 
britischen NICE-Guidelines (http://guidance.nice.org.uk) 
geben Psychotherapie bei vielen psychischen Erkran-
kungen den Vorzug vor Psychopharmaka (unter ande-

trächtigt sind. Dies trifft zu, wenn folgen-
de Beeinträchtigungen (alternativ oder 
kumulativ) gegeben sind: 

• Beeinträchtigung durch Störungen 
des Antriebs, der Ausdauer und der 
Belastbarkeit, durch Unfähigkeit zu 
strukturieren, durch Einschränkun-
gen des planerischen Denkens und 
Handelns sowie des Realitätsbezu-
ges, 

• Störungen im Verhalten mit Ein-
schränkung der Kontaktfähigkeit und 
fehlender Konfliktlösungsfähigkeit, 

• Einbußen im Sinne von Störungen 
der kognitiven Fähigkeiten wie Kon-
zentration und Merkfähigkeit, der 
Lernleistungen sowie des problemlö-
senden Denkens, 

• Krankheitsbedingt unzureichender 
Zugang zur eigenen Krankheits-
symptomatik und zum Erkennen von 
Konfliktsituationen und Krisen. 

(3) Zur Bestimmung des Ausmaßes der 
Beeinträchtigung der Aktivität soll die 
GAF-Skala herangezogen werden. Ori-
entierungswert ist 40 (höchstens < 50).“ 

Streichung der bisherigen Absätze 4 
und 5, bisheriger Absatz 6 wird zu Ab-
satz 4 

http://www.awmf.org/leitlinien.html
http://guidance.nice.org.uk/
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rem bei Panikstörung/Agoraphobie, Zwangsstörung, 
Posttraumatischer Belastungsstörung, Anorexia nervo-
sa, Bulimia nervosa und Borderline-
Persönlichkeitsstörung). 

 

 

10f Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 2 (2) 

Hier schlägt die Diakonie Deutschland eine Ergänzung 
vor. Es sollte aus unserer Sicht nicht nur um die Inan-
spruchnahme ärztlicher und ärztlich verordneter Leis-
tungen, sondern auch um ärztlich empfohlene Leistun-
gen gehen. So können Ärztinnen und Ärzte beispiels-
weise den Besuch einer Tagesstätte nicht verordnen, 
aber empfehlen. 

§ 2 (3) 

Die Erweiterung der Beeinträchtigungen auf der GAF-
Scala auf < 50 ist aus Sicht der Diakonie zu begrüßen. 

§ 2 (4), (5) 

Die Diakonie Deutschland unterstützt die Position der 
Patientenvertreter, da sich die Schwere einer psychi-
schen Erkrankung immer aus der Gesamtbewertung von 
Diagnose, Schweregrad und der hieraus resultierenden 
Beeinträchtigung der Aktivitäten und Teilhabe ergibt. 

Falls dieser Vorschlag keine Mehrheit finden sollte, 
spricht sich die Diakonie nachdrücklich dafür aus, in 
Abs. 5 die Position der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (KBV) zu übernehmen. Der Vorschlag des GKV-
Spitzenverbandes und der Deutschen Krankenhaus 

Änderungsvorschlag: 

Ergänzung in § 2 Abs. 2 Satz 1 um 
„ärztlich empfohlene Leistungen“ 

 

 

 

 

Zustimmung zu § 2 Abs. 3 

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 4 und 5 (Aufnahme aller F-
Diagnosen (F00-F99)) 

Hilfsweise: 

Zustimmung zu Position KBV bzgl. § 2 
Abs. 5 

 

 

Formulierung des vorgesehenen Richtli-
nientextes entspricht bereits dem Geset-
zestext in § 37a SGB V 

 

 

 

 

 
Kenntnisnahme 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a 
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Gesellschaft (DKG) ist nicht nachvollziehbar. Angesichts 
der weiter oben erwähnten Ergebnisse der Evaluation 
des G-BA bleibt es der Diakonie unerklärlich, warum die 
Ausnahmeregelungen für Menschen mit organischen 
Störungen, mit Manien und Zwangsstörungen gelten 
sollen. Es wirkt willkürlich, dass beispielsweise Men-
schen mit Abhängigkeitserkrankungen, mit Persönlich-
keitsstörungen und mit gerontopsychiatrischen Erkran-
kungen hier nicht erwähnt werden. 

Bei der Formulierung der KBV ist allerdings anzumer-
ken, dass zu Beginn des Satzes die Worte „im Einzelfall“ 
zu streichen sind. Andernfalls ist eine zu restriktive Ver-
ordnung zu befürchten, da der Eindruck erweckt wird, 
dies könne nur sehr selten der Fall sein. 

§ 2 (6) 

Auch hier unterstützt die Diakonie Deutschland die For-
mulierung und Position der Patientenvertreter. Das Ver-
meiden von Verschlimmerung bzw. Linderung bei Beein-
trächtigungen sind bei schweren und chronischen 
Krankheitsverläufen wichtige Therapieziele. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 6 (Beeinträchtigung der Aktivitäten 
maßgeblich usw.) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a und 10c 

 

10g Dachver-
band Ge-
meinde-
psychiatrie 
e.V. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie fordert die Auf-
nahme aller in Kapitel V (ICD 10: F00-F99) aufgeführten 
psychischen Erkrankungen in die Soziotherapie-
Richtlinie, um eine bedarfsgerechte Versorgung von 
psychisch kranken Menschen sicherzustellen. Ein Aus-
schluss von psychisch kranken Menschen, die häufig 
auch behindert sind, wäre ein Verstoß gegen Artikel 25 
der UN-Behindertenrechtskonvention. Angestrebt wird 
auch eine Gleichstellung mit der stationären Behand-
lung, in der ein Ausschluss bestimmter Diagnosegrup-

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 4 und 5 (Aufnahme aller F-
Diagnosen (F00-F99)) 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a 
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pen nicht nachvollziehbar wäre. 

 

10h Deutscher 
Verband 
der Ergo-
therapeu-
ten e.V. 

Zu § 2 Abs. 6 Indikation und Therapiefähigkeit: 

Hier schließen wir uns dem Vorschlag der Patientenver-
tretung an und bitten um Aufnahme des folgenden Wort-
lautes: 

(6) Soziotherapie setzt voraus, dass bei der oder dem 
Versicherten die in § 2 Absatz 2 genannten Beeinträch-
tigungen der Aktivitäten langfristig beseitigt, vor einer 
Verschlimmerung behütet oder gelindert werden können 
und damit ein längerfristig an-haltendes Erreichen der 
soziotherapeutischen Therapieziele zu erwarten ist. 

Begründung: Zentrale Fragestellung innerhalb der Prü-
fung des Anspruches auf Soziotherapie muss sein, ob 
mit dieser Maßnahme eine langfristige Verbesserung 
der Aktivitäten (Belastbarkeit, Motivierbarkeit und Kom-
munikationsfähigkeit) und somit voraussichtlich ein Er-
reichen der soziotherapeutischen Therapieziele zu er-
warten ist. Näheres wird u. a. in Abs. 2 geregelt, von 
daher besteht an dieser Stelle keine Notwendigkeit, 
lediglich auf den aktuellen Status Quo abzustellen, son-
dern hauptsächlich auf die Therapieprognose. 

Zustimmung zu Position PatV zu § 2 
Abs. 6 (Beeinträchtigung der Aktivitäten 
maßgeblich usw.) 

Siehe hierzu unter Nr. 10a und 10c 
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11a Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 
e.V. 

§ 3 Leistungsinhalt 

Zu § 3 Absatz 2, Punkt d): Die Ergänzung „Der sozio-
therapeutische Leistungserbringer dokumentiert fortlau-
fend Ort, Dauer und Inhalt der Arbeit mit und für die 
Patientin oder den Patienten und deren oder dessen 
Entwicklung; er berichtet dem verordnenden Facharzt 
über den Stand der Behandlung (bei gravierender Be-
fundänderung umgehend).“ wird abgelehnt. Hier werden 
zusätzliche Berichtspflichten eingeführt, die nicht legiti-
miert sind. Die Leistungserbringer haben ihre Dokumen-
tationspflichten zu erfüllen, eine weitergehende Be-
richtspflicht besteht nicht. 

§ 3 Absatz 4: Der Vorschlag der Patientenvertretung 
wird als zwingend erforderlich erachtet. Es muss festge-
schrieben werden, wer als „soziotherapeutischer Leis-
tungserbringer“ gilt. Hierzu müssen die Voraussetzun-
gen definiert und das einzusetzende Personal (Qualifika-
tion) festgelegt sein. Die Zulassungsvoraussetzungen 
für die Leistungserbringer soziotherapeutischer Maß-
nahmen müssen einheitlich festgelegt werden. Bisher 
fehlt es an einer einvernehmlichen Legaldefinition dieser 
Leistungserbringer sowie der einzusetzenden Mitarbeite-
rInnen und deren Qualifikation. Dies führt dazu, dass in 
der Richtlinie Bezug genommen wird ohne, dass die 
statuierenden Grundlagen definiert sind und eine 
gleichmäßige Versorgung im Bundesgebiet vorliegt bzw. 
gewährleistet werden kann. Daher sind sowohl die Zu-
lassungsvoraussetzungen als auch die geeigneten 

 

Ablehnung der Ergänzung in § 3 
Abs. 2 d) 

 

 

 

 

 

 

Zustimmung zu Position PatV bzgl. § 3 
Abs. 4  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorschlag widerspricht dem modernen 
Qualitätsmanagement; Berichtspflicht 
erfolgt im Sinne der Patienten und besteht 
bereits lt. § 8 Abs. 2 der Richtlinie 

 

 

 

 

 

GKV-SV/DKG/KBV: vor dem Hintergrund 
des Schreibens des BMG vom 
15.10.2013 keine Änderung, siehe Aus-
führungen in den Tragenden Gründen 

KBV: äußert Verständnis für Position der 
PatV und für Vorschlag, hält allerdings 
rechtliche Möglichkeiten nicht für gegeben 

GKV-SV: 

Auch in anderen Richtlinien des G-BA 
werden keine spezifischen Qualifikations-
anforderungen an Leistungserbringer, die 
nicht im G-BA vertreten sind, gestellt. 

Die SAPV-Richtlinie beinhaltet keine spe-
zifischen Qualifikationsanforderungen an 
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Berufsabschlüsse zur Durchführung soziotherapeuti-
scher Maßnahmen in dieser Richtlinie festzulegen. Zu-
dem ist es auch in allen anderen Richtlinien, die seitens 
des G-BA erlassen werden, üblich, die Qualifikation der 
Leistungserbringer und damit die Qualitäts- und Zulas-
sungsanforderungen zu definieren und für eine gleich-
mäßige und einheitliche Leistungserbringung Sorge zu 
tragen (siehe auch SAPV-Richtlinie nach § 132 d SGB 
V). 

 

 

 

 
 
§ 3 Abs. 5, Satz 1: Hier muss es lauten: „(…) per Ver-
ordnung hinzugezogen werden.“ 

[gemeint ist § 4 Abs. 5 Satz 1] 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Korrekturhinweis zu § 4 Abs. 5 Satz 1: 

„(…) per Verordnung hinzugezogen 
werden.“ 

die im SAPV-Team tätigen Ärztinnen und 
Ärzte sowie Pflegefachkräfte. In den Emp-
fehlungen des GKV-Spitzenverbandes 
nach § 132d Abs. 2 SGB V für die spezia-
lisierte ambulante Palliativversorgung vom 
23.06.2008, i.d.F. vom 05.11.2012, wer-
den spezifische Anforderungen hinsicht-
lich der Qualifikationsprofile von im SAPV-
Team arbeitenden Ärztinnen und Ärzten 
sowie Pflegefachkräften empfohlen.  

PatV: Beibehaltung der eigenen Position, 
vgl. auch nachfolgend 

Siehe hierzu auch unter Nr. 13f 
 
§ 4 Abs. 5, Satz 1 wird wie folgt korrigiert:  

„(…) per Verordnung hinzugezogen wer-
den.“ 

11b Aktion Psy-
chisch 
Kranke – 
Vereini-
gung zur 
Reform der 
Versorgung 
psychisch 
Kranker 
e.V. 

§ 3 Abs. 4 

Kommentar: 

Es besteht ein erheblicher Mangel an zugelassenen 
Soziotherapeutischen Leistungserbringern. Hier sind 
Maßnahmen dringend erforderlich. 

Die APK erkennt jedoch keinen entsprechenden gesetz-
lichen Handlungsauftrag an den G-BA. 

Zustimmung zu Position GKV-
SV/DKG/KBV bzgl. § 3 Abs. 4 (keine 
Regelung Qualifikation Leistungserbrin-
ger in ST-RL möglich) 

PatV: Beibehaltung der eigenen Position; 
Regelungsvorschlag konkretisiert Inhalt 
der Soziotherapie nach § 37a Abs. 2 Nr. 2 
SGB V und greift nicht in Vertragsfreiheit 
der Vertragspartner nach § 132b SGB V 
ein. Dagegen sind die nach Streichung 
des § 132b Abs. 2 SGB V noch immer 
angewendeten Beschränkungen für sozio-
therapeutische Leistungserbringer durch 
Krankenkassen ein Eingriff in die Berufs-
freiheit möglicher Leistungserbringer.  
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

11c Bundesar-
beitsge-
meinschaft 
Gemeinde-
psychiatri-
scher Ver-
bünde e.V. 

Zu § 3 Abs. 4: 

Die vielfach heute noch angewandten Gemeinsamen 
Empfehlungen der Spitzenverbände der Krankenkassen 
zu den Anforderungen an Leistungserbringer haben 
wesentlich dazu beigetragen, dass diese Leistung den 
Versicherten im ganz überwiegenden Teil Deutschlands 
nicht flächendeckend zur Verfügung steht. Die BAG 
GPV kann sich den Ausführungen der PatV inhaltlich 
und fachlich anschließen.  

Eine Beurteilung, ob diese Anforderungen an Leistungs-
erbringer in der Richtlinie getroffen werden darf oder ob 
dieser Regelung wesentliche rechtliche Bedenken ent-
gegenstehen (wie dies nach den Ausführungen von 
GKV-SV/DKG/KBV durch das BMG formuliert worden 
ist), kann die BAG GPV nicht treffen.  

Die BAG GPV sieht aber deutlichen Handlungsbedarf, 
um eine ausreichende Zahl von Leistungserbringern zur 
Verfügung zu haben. Sollte dies über die Richtlinie nicht 
möglich sein, ist an dieser Stelle ggf. der Gesetzgeber 
gefragt. 

Inhaltliche/fachliche Zustimmung zu 
Position PatV bzgl. § 3 Abs. 4 (Qualifika-
tion Leistungserbringer) 

Siehe hierzu unter Nr. 11a 

11d Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 3 (4) 

Die Ausführungen zur Qualifikation der Erbringer sozio-
therapeutischer Leistungen sind von besonderer Bedeu-
tung, um bestehende Umsetzungsprobleme wie eine 
restriktive Zulassungspraxis seitens der GKV abzubauen 
(siehe Evaluation des G-BA). 

Vor diesem Hintergrund würde die Diakonie Deutsch-
land eine Positionierung des G-BA für einheitliche Quali-
tätsanforderungen begrüßen und unterstützt deshalb 

Zustimmung zu Position PatV bzgl. § 3 
Abs. 4  

Siehe hierzu unter Nr. 11a  
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Nr. 

Stellung-
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sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

ausdrücklich die Position der Patientenvertreter. 

11e Bundes-
psychothe-
rapeuten-
kammer 
(BPtK) 

Zusammenfassung 

• Qualifikation der Leistungserbringer 

Soziotherapie sollte von dafür speziell qualifizierten Leis-
tungserbringern erbracht und von den Leistungen zur 
häuslichen psychiatrischen Krankenpflege klar abge-
grenzt werden. 

§ 3 Leistungsinhalt 

Die Erbringung von soziotherapeutischen Leistungen 
erfordert besondere Fachkenntnisse und sollte deshalb 
von hierfür qualifizierten Leistungserbringern erbracht 
werden. Die BPtK plädiert dafür, die gemeinsamen Emp-
fehlungen der Spitzenverbände gemäß § 132b Absatz 2 
SGB V zu den Anforderungen an die Leistungserbringer 
für Soziotherapie im Prinzip beizubehalten. Diese sehen 
vor, dass Verträge zur Erbringung von Soziotherapie nur 
mit Fachkrankenpflegern für Psychiatrie oder Diplom-
Sozialarbeitern/-pädagogen geschlossen werden kön-
nen, die eine entsprechende Berufserfahrung haben und 
spezifische Fachkenntnisse gegenüber den Kranken-
kassen nachweisen können. Um den Kreis der potenzi-
ellen Leistungserbringer dennoch zu vergrößern und 
damit eine bessere Verfügbarkeit von Soziotherapie zu 
ermöglichen, regt die BPtK an, bei dem Kriterium der 
psychiatrischen Berufspraxis nicht eine einschlägige 
stationäre und ambulante Berufspraxis vorauszusetzen, 
sondern eine „oder“-Regelung einzuführen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag zur Position der 
PatV bzgl. § 3 Abs. 4 Satz 2 (2. Spiegel-
strich): 
 
nicht eine einschlägige stationäre und 
ambulante Berufspraxis vorauszuset-
zen, sondern eine „oder“-Regelung 
einzuführen. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
PatV: Änderungsvorschlag bezieht sich 
auf gemeinsame Empfehlungen nach 
§ 132b; keine Voraussetzung im Vor-
schlag der PatV; daher keine Änderung 
der Formulierung 

Siehe hierzu im Übrigen unter Nr. 11a 
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schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

11f Deutscher 
Verband 
der Ergo-
therapeu-
ten e.V. 

Zu § 3 Absatz 4 (neu): Qualitative Erbringung der 
Leistung 

Hier schließen wir uns ebenfalls dem Vorschlag der 
Patientenvertreter an und bitten zudem um die Ergän-
zung der Berufsgruppe der Ergotherapeuten (hervorge-
hoben): 

(4) Soziotherapie wird von soziotherapeutischen Leis-
tungserbringern erbracht, welche mit den unter § 2 auf-
geführten Indikationen schwerer psychischer Erkran-
kungen und den durch sie verursachten Beeinträchti-
gungen der Aktivitäten sachgerecht um-gehen können 
und insbesondere ausreichende Erfahrungen bei der 
Erstellung individueller Behandlungs- und Rehabilitati-
onspläne haben. 

Von einer solchen Erfahrung kann in der Regel ausge-
gangen werden bei Vorliegen 

− einer staatlich anerkannten Berufsausbildung in 
einem Beruf der Gesundheits- und Krankenpflege, 
der Ergotherapie oder eines Hochschulabschlusses 
im Bereich Ergotherapie, Sozialarbeit oder Sozial-
pädagogik, 

− einer mindestens dreijährigen Berufspraxis im Be-
reich psychiatrischer Behandlung oder Hilfe zur 
Teilhabe im Sinne des SGB IX sowie 

− spezieller Kenntnisse bezüglich der regionalen ge-
meindepsychiatrischen Dienste. 

Voraussetzung für die Leistungserbringung ist ein Ver-
tragsabschluss nach § 132b SGB V, in dem der Nach-
weis für die o.g. Kenntnisse und Erfahrungen geregelt 
wird. 

 

Zustimmung zu Position PatV bzgl. § 3 
Abs. 4 

 

Änderungsvorschlag zu § 3 Abs. 4 
Satz 2 (1. Spiegelstrich): 

„Von einer solchen Erfahrung kann in 
der Regel ausgegangen werden bei 
Vorliegen 

− einer staatlich anerkannten Berufs-
ausbildung in einem Beruf der Ge-
sundheits- und Krankenpflege, der 
Ergotherapie oder eines Hoch-
schulabschlusses im Bereich Ergo-
therapie, Sozialarbeit oder Sozial-
pädagogik,“ 

 

Siehe hierzu unter Nr. 11a 

 

 
PatV: 

Regelungsantrag der PatV ist hinsichtlich 
der Berufsgruppen nicht abschließend; 
PatV ergänzt ihren Antrag für § 3 Abs. 4 
Satz 2, 1.Spiegelstrich dennoch wie folgt: 

 „Von einer solchen Erfahrung kann in der 
Regel ausgegangen werden bei Vorliegen  

− einer staatlich anerkannten Berufs-
ausbildung in einem Beruf der Ge-
sundheits- und Krankenpflege oder 
der Ergotherapie oder eines Hoch-
schulabschlusses im Bereich Sozial-
arbeit oder, Sozialpädagogik oder 
Ergotherapie, (…)“ 
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Nr. 

Stellung-
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Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Begründung: Nach wie vor ist es völlig unverständlich, 
dass Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten als Leis-
tungserbringer weder in den Gemeinsamen Empfehlun-
gen der Spitzenverbände der Krankenkassen gemäß § 
132b Abs. 2 SGB V zu den Anforderungen an die Leis-
tungserbringer für Soziotherapie noch im bisher vorlie-
genden Entwurf als leistungsberechtigte Berufsgruppe 
genannt werden, im Gegensatz zu den genannten Be-
rufsgruppen. 

So enthalten die bisherigen Regelungen weiterhin eine 
abschließende Liste möglicher Leistungserbringer oder 
verweisen weiterhin auf die gemeinsamen Empfehlun-
gen mit der Folge hoher Hürden für mögliche andere 
jedoch ebenso qualifizierte Leistungserbringer wie bei-
spielsweise Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten. 

Aus Sicht des DVE besteht kein sachlich und fachlich 
nachvollziehbarer Grund, warum die Berufsgruppe der 
Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten von der Leis-
tungserbringung ausgeschlossen wird. Wir fordern den 
G-BA daher auf, dem Vor-schlag der Patientenvertreter 
zu folgen und zudem durch einen geeigneten Zusatz 
Ergotherapeutinnen/Ergotherapeuten zu berücksichti-
gen. 

Wir möchten hierzu folgende Gründe nennen: 

I. Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten erfüllen die 
Voraussetzungen, innerhalb der festgelegten Inhalte und 
der Zielsetzung der Soziotherapie fachlich qualifiziert 
Leistungen zu erbringen. Die grundsätzliche Qualifikati-
on der Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten ergibt 
sich aus deren Ausbildungsinhalten und der hierfür zu 
Grunde liegenden Ausbildung- und Prüfungsverordnung. 
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Stellung-
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Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Hierfür relevante Ausbildungsinhalte der Ergotherapeu-
tinnen und Ergotherapeuten sind gemäß Anlage 1 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung u.a.: 

− Sozialrechtliche Kompetenzen (Punkt 1.5 bis 1.10) 
− Sozialwissenschaftliche Kompetenzen (Punkt 10) 
− Beratungskompetenzen (Punkte 15.7, 15.10 und 

15.12) 
− Kompetenzen in Bezug auf Beziehungs- und Moti-

vationsarbeit (Punkt 19) 
− Kompetenzen in Bezug auf die Thematik Arbeit 

(Punkt 20) 

In den Soziotherapie-Richtlinien werden sehr detailliert 
die Inhalte der Leistung beschrieben (§ 3 Leistungsin-
halt). Diese Inhalte und Anforderungen sind zu einem 
sehr großen Teil Kernkompetenzen, die Ergotherapeu-
tinnen und Ergotherapeuten bereits im Rahmen ihrer 
Ausbildung grundlegend vermittelt werden. Wir möchten 
dies mit einer Analyse des Punktes 2.3. der Gemeinsa-
men Empfehlungen verdeutlichen. 

Grundlage der Ausbildung zum Ergotherapeuten bildet 
die zuletzt am 02.08.1999 novellierte Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung (ErgThAPrV). Die Gegenüberstel-
lung verdeutlicht, dass Ergotherapeuten bereits durch 
die Ausbildung die meisten der geforderten Kriterien 
erfüllen. 
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Würdigung der Stellungnahme  

Empfehlungen ErgThAPrV2 
2. 3.  
 Kenntnisse 

der psychi-
atrischen 
Erkrankun-
gen 

 Im Rahmen der allgemeinen 
Krankheitslehre (280 h) Punkt 
6.8 Psychiatrie / Gerontopsy-
chiatrie 

 Kenntnisse 
und prakti-
sche Erfah-
rungen mit 
schwer psy-
chisch 
Kranken 

 Im Rahmen die praktischen 
Ausbildung B1 muss ein Prak-
tikum im psychiatrischen / 
psychosomatischen Bereich 
von 400 h ab-solviert werden. 
Dies findet z. B. in psychiatri-
schen Kliniken, Wohnheimen 
für psychisch erkrankte Men-
schen, Werkstätten für Men-
schen mit psychischen Behin-
derungen statt. 

 Kenntnisse 
und Erfah-
rungen in 
koordinie-
ren-der und 
begleitender 
Unterstüt-
zung und 
Gruppenar-
beit 

 Ergotherapeuten arbeiten oft 
an Schnitt-stellen, wie z.B. 
stationär / ambulant. Dement-
sprechend ist das Koordinie-
ren und Begleiten ein häufiger 
Arbeitsinhalt. Die Ausbildung 
bereitet darauf durch ver-
schiedene Inhalte vor. 

 Die Arbeit in der Gruppe ist 
neben der Einzeltherapie eine 
grundsätzliche Therapie-form. 

                                                
2 Wir haben Ihnen die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten beigefügt. 
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schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Konkrete Hinweise in der 
ErgThAPrV: 

15.10 Unterstützung, Beratung 
und Einbezie-hung von Angehöri-
gen in die Therapie 

15.11 Schlüsselqualifikationen für 
die Teamarbeit 

15.7 Einführung in die klienten-
zentrierte Gesprächsführung 

10.4.3 Interaktion in Gruppen 

15.6 Grundlagen therapeutischer 
Arbeit mit Gruppen 

19.1.4 Theorie zur Gruppendyna-
mik 

 Kenntnisse 
über kom-
plexe, akti-
vierende 
und hand-
lungsorien-
tierte Me-
thoden und 
Verfahren 

 Die Handlungsorientierung 
bildet den zentralen Bezugs-
punkt für die Ergotherapie. Al-
le therapeutischen Maßnah-
men der Ergotherapie haben 
ihre Orientierung auf die 
Handlungsfähigkeit des Pati-
enten, sei es im Beruf, im All-
tag oder der Freizeit. Da die 
Handlungsorientierung immer 
ihren Bezug zur realen Ge-
genwart des Patienten / Klien-
ten hat, haben die ergothera-
peutischen Methoden stets 
eine hohe Komplexität und 
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Würdigung der Stellungnahme  

den Aspekt der Aktivierung zu 
berücksichtigen. 

Beispielhaft seien aus der 
ErgThAPrV erwähnt: 

15.2 Konzeptionelle Modelle 

15.4 Lernen über Handeln, hand-
lungstheoretische Ansätze sowie 
kompetenzzentrierte, ausdrucks-
zentrierte und interaktionelle Me-
thoden. 

 Kenntnisse 
in der Auf-
stellung und 
Umsetzung 
von sozithe-
rapeuti-
schen Be-
treuungs-
plänen 

 Behandlungspläne zu erstel-
len, ist ein grundsätzliches 
Element jeder ergotherapeuti-
schen Intervention. 

 Die Umsetzung des Gelernten 
in die Sozio-therapie muss der 
Ergotherapeut, wie die ande-
ren Berufsgruppen auch, 
durch die Berufserfahrung 
nachweisen. 

 Kenntnisse 
in der For-
mulierung 
von Thera-
piezielen 

 Die Formulierung von Thera-
piezielen gehört innerhalb der 
ergotherapeutischen Maß-
nahme immer zur Phase der 
Befund-erhebung und Diag-
nostik. Ergotherapeuten lernen 
dies als notwendigen Bestand-
teil jeder ergotherapeutischen 
Maßnahme. 

 Kenntnisse 
in der Do-
kumentation 

 Auch die Dokumentation ist 
Bestandteil jeder ergothera-
peutischen Maßnahme. Durch 
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Würdigung der Stellungnahme  

von Behand-
lungsverläu-
fen 

den Einsatz von Assessments 
wer-den Entwicklungen im Be-
handlungsverlauf dokumentiert 
und der Erfolg der Maßnah-
men evaluiert. 

Beispielhaft seien aus der 
ErgThAPrV er-wähnt: 

17.4 / 18.2 / 20.4 Befunderhebung, 
Diagnostik und Dokumentation - 
Ergotherapeuten verwenden zahl-
reiche Assessments, die auf As-
pekte der sozialen Teilhabe und 
Fähigkeiten zur Interaktion ausge-
richtet sind. 

 Kenntnisse 
des ge-
meindepsy-
chiatrischen 
Verbundsys-
tems 

 Diesen Nachweis muss der 
Ergotherapeut, wie die ande-
ren Berufsgruppen auch, 
durch Berufserfahrung erbrin-
gen. 

 Kenntnisse 
des Sozial-
leistungs-
systems 

 Im Rahmen der Ausbildung 
wird unter Punkt 1 auch das 
Sozialleistungssystem behan-
delt. 

 Kenntnisse 
in Rechts-
kunde, ins-
besondere 
im Hinblick 
auf die Be-
treuung von 
psychisch 

 Innerhalb der Ausbildung wer-
den auch grundlegende 
Kenntnisse im Arbeits-, Ar-
beitsschutz-, Sozial- und Re-
habilitations-recht vermittelt. 

Siehe 1.6 und 1.7 sowie 22 
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Würdigung der Stellungnahme  

Aus dem Vergleich wird ersichtlich, dass Ergotherapeu-
ten während der Ausbildung grundlegende Kenntnisse 
erwerben, die einen großen Teil der in den Empfehlun-
gen verlangten Anforderungen abdecken. 

In den Anforderungsbereichen handlungsorientierte 
Methoden und Verfahren, Formulierung von Therapie-
zielen, Dokumentation und Gruppenarbeit besitzen Er-
go-therapeuten Kernkompetenzen. Diese decken sich 
im Besonderen mit den in den Soziotherapie-Richtlinien 
beschriebenen Inhalten. Auch bezüglich der psychiatri-
schen Erkrankungen erlangen Ergotherapeuten bereits 
während der Ausbildung, als einen Schwerpunktbereich 
der Ergotherapie, fundierte Kenntnisse. 

II. Selbstverständlich müssen Ergotherapeutinnen und 
Ergotherapeuten als Leistungserbringer der Soziothera-
pie die von allen anderen Berufsgruppen zusätzlich ver-
langten Kriterien erfüllen. 

Aus unserer Sicht kommt es hierbei nicht nur auf sozial-
psychiatrische Berufserfahrung, sondern auch auf die 
Arbeit an Schnittstellen und in der Kooperation an. 

Ergotherapeuten mit entsprechender Berufserfahrung 
verfügen selbstverständlich über Kenntnisse und die 
Fähigkeiten, komplexe aktivierende und handlungsorien-
tierte Methoden und Verfahren einzusetzen. Das Um-
setzen von Behandlungsplänen, die Formulierung von 
Therapiezielen und deren Dokumentation sind in der 
ergotherapeutischen Arbeit Standard und werden in der 
ergotherapeutischen Ausbildung und Berufspraxis ver-
mittelt. 

Kranken 
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Würdigung der Stellungnahme  

Als Beispiel genannt sei die Berufserfahrung in der stati-
onären Arbeitstherapie tätiger Ergotherapeuten. Diese 
besteht u.a. in der Organisation und Betreuung von 
Praktika und in der Aufrechterhaltung von Kontakten zu 
ambulanten Therapeuten, berufsbegleitenden Diensten, 
relevanten Behörden oder auch ambulanten Nervenärz-
ten. Ergotherapeuten bereiten darüber hinaus gezielt auf 
relevante Schritte im Rehabilitationsprozess vor, z.B. 
durch interaktionelles Training zur Vorbereitung der 
Teilhabe auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, der Vorbe-
reitung einer Bewerbung nach längerfristiger krankheits-
bedingter Arbeitslosigkeit, der Analyse von Anforderun-
gen eines Arbeitsplatzes im Abgleich zu aktuellen Fä-
higkeiten eines psychisch erkrankten Menschen oder die 
gezielte Vorbereitung und das Training auch sozioemo-
tionaler Arbeitsfähigkeiten bis hin zu Training und Be-
gleitung direkt im Setting Familie oder Beruf. Vergleich-
bares gilt z. B. für viele in Tageskliniken tätigen Ergo-
therapeuten. 

Der DVE ist daher der Auffassung, dass Ergotherapeu-
tinnen und Ergotherapeuten auf Grund ihrer beruflichen 
Voraussetzungen auch als Fachkraft tätig sein können, 
die in der Lage ist, qualifizierte Soziotherapie zu erbrin-
gen. Die Tatsache, dass Ergo-therapeuten als Heilmit-
telerbringer auch in der psychiatrischen Versorgung 
Leistungen erbringen, kann unseres Erachtens nicht 
dazu führen, sie als Leistungserbringer der Soziothera-
pie auszuschließen. Auch im Anhörungsrecht gemäß 
§ 92 Absatz 7c SGB V wird der Deutsche Verband der 
Ergotherapeuten e.V. (DVE) als maßgebliche Organisa-
tion der Leistungserbringer der Soziotherapieversorgung 
aufgeführt, und somit implizit davon ausgegangen, dass 
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die Ergotherapie die Leistungen auch erbringen kann. 

Wir bitten Sie daher, die Berufsgruppe der Ergothera-
peuten als mögliche Leistungserbringer für Soziothera-
pie bei der nun anstehenden Überarbeitung zu berück-
sichtigen oder zumindest eine Öffnung der bestehenden 
starren Regelung zu ermöglichen. Gerne stehen wir 
Ihnen für Rückfragen im Rahmen der weiteren Beratun-
gen zur Verfügung. 

11g Dachver-
band Ge-
meinde-
psychiatrie 
e.V. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie fordert die Auf-
nahme von Abs. 4 in die Soziotherapie-Richtlinie, insbe-
sondere unter dem Aspekt „Regelfall“ zur Aufzählung 
der Indikationen. „Wenn Krankenhausbehandlung ver-
mieden wird….“ müssen auch weitere/andere Diagno-
sen zur Soziotherapieverordnung zulässig sein. 

Zustimmung zur Ermöglichung weite-
rer/anderer Diagnosen in § 3 Abs. 4   

Stellungnahme in Bezug auf die zitierte 
Änderung (§ 3 Abs. 4) unverständlich; 
offenbar war § 2 Abs. 4 als Bezug ge-
meint, insofern wird verwiesen auf Nr. 10a 
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Würdigung der Stellungnahme  

12a Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 4 (2) 

Als Diakonie schließen wir uns den Vorschlägen von 
DGK und anderen an.  

§ 4 (3) 

Hier korrespondiert die Position der Patientenvertreter 
wieder zum Teil mit früheren Forderungen der Diakonie, 
weswegen wir uns dieser Position anschließen. In die-
sem Zusammenhang möchten wir u .a. auf eindrucksvol-
le Ergebnisse von Krankenhausvermeidung und -
verkürzung durch Motivierungsarbeit und strukturierte 
Trainingsmaßnahmen bei Patientinnen und Patienten 
mit Abhängigkeitserkrankungen im britischen Gesund-
heitssystem verweisen 

§ 4 (4) bis (7) 

Diese Regelungen spielen nach der Diakonie Deutsch-
land vorliegenden Erfahrungen in der Praxis keine große 
Rolle. Allerdings hält die Diakonie drei Therapieeinheiten 
für relativ wenig. Aus diesem Grund schlagen wir vor, 
die Anzahl der berechnungsfähigen Therapieeinheiten 
auf fünf zu erhöhen. 

Zustimmung zu Position 
DKG/PatV/GKV-SV bzgl. § 4 Abs. 2 
(Verordnungsberechtigung) 

 

 

Zustimmung zu Position PatV bzgl. § 4 
Abs. 3 (ermächtigte Ärzte) 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag: 

Zu § 4 Abs. 6 Satz 2:  

„2Zur Erreichung dieses Zieles stehen 
dem soziotherapeutischen Leistungser-
bringer maximal 5drei Therapieeinheiten 
zur Verfügung.“ 

Zu § 4 Abs. 7 Satz 1: 

„ (…) sind die maximal 5drei vom sozio-
therapeutischen Leistungserbringer 
erbrachten Therapieeinheiten dennoch 
berechnungsfähig.“ 

 

 

 

 

 

PatV: siehe unter Nr. 12b 

 

 

 

 

 

Dem Vorschlag wird nachgekommen: 
aufgrund der Wartezeiten in vielen Regio-
nen wird die Anzahl der maximalen The-
rapieeinheiten in Abs. 6 und Abs. 7 von 
drei auf fünf erhöht 
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12b Deutscher 
Paritäti-
scher 
Wohlfahrts-
verband 
Gesamt-
verband 
e.V. 

Zu § 4 Absatz 2 

Die bisherige Richtlinie sieht vor, dass ausschließlich 
Ärzte mit der Gebietsbezeichnung Psychiatrie oder Ner-
venheilkunde eine Verordnung von Soziotherapie vor-
nehmen können. 

Der Paritätische unterstützt die Forderung der DKG, 
dem GKV-Spitzenverband und der Patientenvertretung, 
dass Fachärzte für Neurologie, Fachärzte für Psycho-
somatische Medizin und Psychotherapie, Fachärzte für 
Psychiatrie und Psychotherapie sowie Fachärzte mit 
Zusatzweiterbildung Psychotherapie-fachgebunden zu-
künftig Soziotherapie verordnen können. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zustimmung zu Position 
DKG/PatV/GKV-SV bzgl. § 4 Abs. 2 
(Verordnungsberechtigung) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf der Grundlage des bisherigen Formu-
lierungsvorschlages von GKV-
SV/DKG/PatV wird für § 4 Abs. 2 folgende 
gemeinsame Formulierung gewählt: 

„(2) 1Folgende Fachärztinnen oder Fach-
ärzte dürfen Soziotherapie verordnen:  

- Fachärztin oder Facharzt für Neurolo-
gie 

- Fachärztin oder Facharzt für Nerven-
heilkunde 

- Fachärztin oder Facharzt für Psycho-
somatische Medizin und Psychothera-
pie 

- Fachärztin oder Facharzt für Psychiat-
rie und Psychotherapie 

- Fachärztin oder Facharzt für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie und -
psychotherapie (in therapeutisch be-
gründeten Fällen in der Übergangs-
phase ab dem 18. Lebensjahr bis zur 
Vollendung des 21. Lebensjahrs) 

- Fachärztin oder Facharzt mit Zusatz-
Weiterbildung Psychotherapie – fach-
gebunden. 

2Die in der Richtlinie verwendeten, Fach-
arzt-, Schwerpunkt- und Zusatzbezeich-
nungen richten sich nach der (Muster-) 
Weiterbildungsordnung der Bundesärzte-
kammer und schließen auch die Ärztinnen 
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Zu § 4 Absatz 3 

Die von der GKV, der DKG und der Patientenvertretung 
geforderte Erweiterung der Verordnungsmöglichkeiten 
auf psychiatrische Institutsambulanzen, in denen Fach-
ärzte tätig sind, unterstützt der Paritätische ausdrücklich. 
Mit Blick darauf, dass Soziotherapie als Leistung der 
Krankenversicherung insbesondere bei Hausärzten, 
aber auch bei Fachärzten nach wie vor unzureichend 
bekannt ist, sollte der Kreis derer, die verordnen dürfen, 
erweitert werden. 

Der Paritätische fordert, dass Fachärzte, die in Insti-
tutsambulanzen, sozialpsychiatrische Dienste und 
Suchtberatungsstellen regelhaft tätig sind, ebenfalls 
Soziotherapie ohne Ermächtigung verordnen kön-
nen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Änderungsvorschlag zu § 4 Abs. 3 (er-
mächtigte Ärzte): 

Fachärzte, die in Institutsambulanzen, 
sozialpsychiatrischen Diensten und 
Suchtberatungsstellen regelhaft tätig 
sind, sollen ebenfalls Soziotherapie 
ohne Ermächtigung verordnen können 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

und Ärzte ein, welche eine entsprechende 
Bezeichnung nach altem Recht in den 
jeweiligen Bundesländern führen.“ 
 
PatV/DKG/GKV zu § 4 Abs. 3: 

PIAs haben gem. § 118 SGB V einen 
Anspruch auf Ermächtigung (Abs. 1) bzw. 
sind gesetzlich ermächtigt (Abs. 2). Sie 
sind auf dieser Basis zur Teilnahme an 
der vertragsärztlichen Versorgung berech-
tigt und verpflichtet, und die vertraglichen 
Bestimmungen über die vertragsärztliche 
Versorgung sind für sie verbindlich (§ 95 
Abs. 1, Abs. 4 SGB V). Insofern wird auch 
die Verordnung von Soziotherapie ermög-
licht. Durch die das Leistungsangebot der 
PIAs konkretisierende Vereinbarung nach 
§ 118 Abs. 2 SGB V ergibt sich nichts 
anderes. Auf eine zusätzliche Ermächti-
gung kann daher verzichtet werden. 

Sozialpsychiatrischen Dienste und Sucht-
beratungsstellen sind jedoch keine Ein-
richtungen der vertragsärztlichen Versor-
gung. Daher benötigen dort tätige Fach-
ärzte zur Abdeckung eines bestehenden 
qualitativ-speziellen Versorgungsbedarfs 
bei der Verordnung von Soziotherapie 
eine Ermächtigung gem. § 31 Abs. 2 Ärz-
te-ZV i.V.m. § 5 Abs. 1 BMV-Ä. Dies be-
darf jedoch keiner Regelung in der ST-RL.  

DKG/GKV: stimmen zu, dass Formulie-
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Zu § 4 Absatz 6 

Die bisherige Regelung, dass drei Therapieeinheiten 
ohne Genehmigung der Krankenkassen erbracht wer-
den können, um die Überweisung zu einem verord-
nungsberechtigten Facharzt zu erreichen, ist vor dem 
Hintergrund der Problemlagen der Versicherten nicht 
ausreichend. Aus Sicht des Paritätischen sollten min-
destens fünf Therapieeinheiten gewährt und besondere 
Situationen sowie individuelle Bedarfe berücksichtigt 
werden. 

Der Paritätische fordert eine Erhöhung von drei auf 
fünf Therapieeinheiten, die ohne Genehmigung der 
Krankenkasse erbracht werden können. Darüber 
hinaus ist eine Öffnungsklausel für besondere Situa-
tionen, wie Wartezeiten und individuelle Bedarfe 
aufzunehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag: 

Zu § 4 Abs. 6 Satz 2:  

„2Zur Erreichung dieses Zieles stehen 
dem soziotherapeutischen Leistungser-
bringer maximal 5drei Therapieeinheiten 
zur Verfügung.“ 

Darüber hinaus Aufnahme einer Öff-
nungsklausel für besondere Situationen, 
wie Wartezeiten und individuelle Bedar-
fe  

rung „bei Vorliegen einer Ermächtigung 
der Zulassungsausschüsse“ zu streichen 
ist 

PatV: schließt sich Position von 
DKG/GKV an 

KBV: behält ihre Position bei 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12a 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12a 
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12c Aktion Psy-
chisch 
Kranke – 
Vereini-
gung zur 
Reform der 
Versorgung 
psychisch 
Kranker 
e.V. 

§ 4 Abs. 3 

Kommentar: 

Die Psychiatrischen Institutsambulanzen (PIA) kommen 
gehäuft mit schwer psychisch kranken Menschen in 
Kontakt, die nicht selbständig in der Lage sind ärztliche 
oder ärztlich verordnete Leistungen in Anspruch zu 
nehmen. Dies gilt z.B. für zuvor stationär behandelte 
Patienten oder psychisch Kranke, die ihm Rahmen von 
Krisenbehandlungen mit der PIA in Kontakt kommen. 
Eine Weiterleitung an niedergelassene Psychiater ist in 
vielen Fällen nicht möglich. Um diesen Patienten den 
Zugang zu Ambulanter Soziotherapie zu eröffnen, soll-
ten die PIA und die Fachärzte in PIA Soziotherapie ver-
ordnen können, sofern die Behandlungsmöglichkeiten 
der PIA (einschließlich Soziotherapie durch die PIA) 
nicht ausreichen, um das Ziel der Krankenhausvermei-
dung zu erreichen. 

Die Befugnis zur Verordnung von Soziotherapie sollte 
sich aus der Zulassung der PIA ergeben, weil zusätzli-
che Kriterien nicht geprüft werden brauchen (Fachlich-
keit, Einbindung in Verbundstrukturen). Eine zusätzliche 
Ermächtigung zur Verordnung von Soziotherapie sollte 
nicht erforderlich sein. Die in den Positionen der PatV 
sowie von GKV/DKG gewählte ‚Kann‘-Bestimmung ist zu 
schwach. 

Das gleiche gilt für Fachärzte in sozialpsychiatrischen 
Diensten, sofern sie eine Behandlungsbefugnis haben. 
Diese sollte grundsätzlich auch die Befugnis zur Verord-
nung von Soziotherapie umfassen. 

Eine Verordnungsermächtigung für Fachärzte ohne indi-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag zu § 4 Abs. 3 (er-
mächtigte Ärzte): 

Fachärzte in Institutsambulanzen und 
sozialpsychiatrischen Diensten sollen 
Soziotherapie ohne Ermächtigung ver-
ordnen dürfen 

Die in den Positionen der PatV sowie 
von GKV/DKG gewählte ‚Kann‘-
Bestimmung ist zu schwach 

Keine Verordnungsermächtigung für 
Fachärzte ohne individueller Behand-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12b 
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Würdigung der Stellungnahme  

vidueller Behandlungsbefugnis außerhalb des SGB V-
Bereichs (Sozialpsychiatrische Dienste, Suchtbera-
tungsstellen) hält die APK für systemwidrig und nicht 
realisierbar. 

§ 4 Abs. 6 

Kommentar: 

Angesichts der Schwere der Beeinträchtigungen (Kran-
kenhausbehandlungsbedürftigkeit, GAF) bei Anspruchs-
berechtigten erscheint die Begrenzung auf 3 soziothera-
peutische Therapieeinheiten als zu eng. Die APK spricht 
sich für eine Anhebung auf 5 Stunden mit einer Öff-
nungsklausel für besondere Umstände aus. 

lungsbefugnis außerhalb des SGB V-
Bereichs (Sozialpsychiatrische Dienste, 
Suchtberatungsstellen)  

Änderungsvorschlag: 

Zu § 4 Abs. 6 Satz 2:  

„2Zur Erreichung dieses Zieles stehen 
dem soziotherapeutischen Leistungser-
bringer maximal 5drei Therapieeinheiten 
zur Verfügung.“ 

Darüber hinaus Aufnahme einer Öff-
nungsklausel für besondere Umstände 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12a 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12a 

12d Bundesar-
beitsge-
meinschaft 
Gemeinde-
psychiatri-
scher Ver-
bünde e.V. 

Zu § 4 Abs. 3: 

Seit der Verbreitung von Institutsambulanzen nach 
§ 118 SGB V haben diese für die Versorgung von Men-
schen mit schweren psychischen Erkrankungen eine 
wichtige Behandlungsfunktion übernommen. Nicht weni-
ge Patienten werden aus der Krankenhausbehandlung 
mit Blick auf die Weiterführung der Behandlung durch 
die Institutsambulanz entlassen, wenn weitere Hilfen zur 
Verfügung stehen. Insofern kann Soziotherapie in Kom-
bination mit der Institutsambulanz zur Verkürzung von 
Krankenhausbehandlung beitragen. Sie kann auch dazu 
beitragen, Patienten zu motivieren, andere Behand-
lungsangebote, z.B. psychotherapeutische oder ergothe-
rapeutische Behandlung in Anspruch zu nehmen und 
damit einen Übergang aus der Institutsambulanz in an-
dere Behandlungen zu ermöglichen. 

Sozialpsychiatrische Dienste betreuen in vielen Regio-

 

 

 

Änderungsvorschlag: 

Institutsambulanzen sollen Soziothera-
pie ohne Ermächtigung verordnen dür-
fen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12b 
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nen Deutschlands Menschen mit schweren Erkrankun-
gen und gerade auch die Menschen, die von sich aus 
nicht aktiv Behandlung und Hilfe nachfragen. 

Ferner ist festzustellen, dass niedergelassene Fachärz-
tinnen und Fachärzte insbesondere in ländlichen Räu-
men nicht (mehr) ausreichend zur Verfügung stehen. 

Die BAG GPV schlägt vor, die Verordnungsberechtigung 
der Institutsambulanz regelhaft und nicht nur als Aus-
nahme durch die Ermächtigung der Zulassungsaus-
schüsse vorzusehen. 

Zu § 4 Abs. 6: 

Die Regelung, dass Vertragsärzte anderer Fachgebiete 
Soziotherapie im Umfang von 3 Stunden verordnen 
können, um die Überweisung zu einer/einem verord-
nungsberechtigtem Facharzt/Fachärztin zu erreichen, ist 
vor dem Hintergrund der hohen Zahl psychisch erkrank-
ter Menschen, die sich nicht in fachärztlicher Behand-
lung befinden, sehr bedeutsam. Aller-dings ist die Zahl 
von 3 Stunden für die notwendige Motivation zur Inan-
spruchnahme fach-ärztlicher Behandlung nicht ausrei-
chend. Hier sollten 5 Stunden mit einer Öffnungsklausel 
für besondere Umstände (z.B. Überbrückung längerer 
Wartezeiten) vorgesehen werden. 

Innerhalb der BAG GPV wird von immer mehr Verträgen 
zur Integrierten Versorgung berichtet, in der die Zufüh-
rung zu einer fachärztlichen Behandlung als wesentli-
cher Leistungsbestandteil vorgesehen ist. Dieser Um-
stand zeigt, dass seitens der GKV die Bedeutung dieser 
Überweisung schon deutlicher gesehen wird, als dies in 
der Richtlinie zum Ausdruck kommt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag: 

Zu § 4 Abs. 6 Satz 2:  

„2Zur Erreichung dieses Zieles stehen 
dem soziotherapeutischen Leistungser-
bringer maximal 5drei Therapieeinheiten 
zur Verfügung.“ 

Darüber hinaus Aufnahme einer Öff-
nungsklausel für besondere Umstände, 
(z.B. Überbrückung längerer Wartezei-
ten) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12a  

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12a 
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12e Dachver-
band Ge-
meinde-
psychiatrie 
e.V. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie fordert die Er-
weiterung der Soziotherapie-Richtlinien in der Form, 
dass auch Fachärzte in Institutsambulanzen, sozialpsy-
chiatrischen Diensten und Suchtberatungsstellen ver-
ordnungsberechtigt sind. Darüber hinaus schlägt der 
Dachverband Gemeindepsychiatrie vor, dass Institut-
sambulanzen regelhaft und ohne Ermächtigung Sozio-
therapie verordnen können. 

Zustimmung zu Position der PatV bzgl. 
§ 4 Abs. 3 (ermächtigte Ärzte) 

Änderungsvorschlag: 

Institutsambulanzen sollen Soziothera-
pie ohne Ermächtigung verordnen dür-
fen 

Siehe hierzu unter Nr. 12b  

12f Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 
e.V. 

§ 4 Ärztliche Verordnung 

Zu Absatz 2: Die Position der KBV wird unterstützt. Die 
Verordnung soziotherapeutischer Leistungen muss 
Fachärzten der Gebiete Nervenheilkunde, Neurologie 
und Psychiatrie, Psychiatrie, Psychiatrie und Psychothe-
rapie möglich sein. Eine Einschränkung wäre aufgrund 
des Vorliegens der erforderlichen Qualifikation nicht 
nachvollziehbar und eine unzulässige Einschränkung 
der Berufsausübung sowie der Leistungsstärkung ent-
gegenstehend. 

Zu Absatz 3: Der Vorschlag der Patientenvertretung 
wird geteilt. Bei Vorliegen entsprechender Zulassungs-
ausschüsse muss die Verordnung auch durch sozial-
psychiatrische Dienste oder Suchtberatungsstellen er-
folgen können. 

 

Zustimmung zu Position der KBV bzgl. 
§ 4 Abs. 2 (Verordnungsberechtigung) 

 

 

 

 

 

Zustimmung zu Position der PatV bzgl. 
§ 4 Abs. 3 (ermächtigte Ärzte) 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12b 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12b  

12g Bundes-
psychothe-
rapeuten-
kammer 

Zusammenfassung 

• Verordnung von Soziotherapie 

Patienten, die auf Soziotherapie angewiesen sind, um 
eine Behandlung in Anspruch nehmen zu können, wer-
den von Psychologischen Psychotherapeuten und Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten behandelt. 

 

Siehe hierzu auch „Stellungnahmen 
allgemein“ unter Nr. 8 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Dennoch sieht der Beschlussentwurf vor, dass Psycho-
therapeuten Soziotherapie nicht verordnen dürfen. Bei 
einer Vielzahl von Patienten mit psychischen Erkran-
kungen empfehlen Leitlinien eine alleinige psychothera-
peutische Behandlung. Kann ein Psychotherapeut Sozi-
otherapie nicht verordnen, wird die Entscheidung des 
Patienten für eine leitliniengerechte Behandlung durch 
den Aufwand eines zusätzlichen Arztbesuches oder den 
Verzicht auf indizierte Soziotherapie unnötig erschwert. 
Die Verordnung von Soziotherapie durch Psychothera-
peuten lässt sich jedoch aufgrund der rechtlichen Rah-
menbedingungen auf Ebene der Richtlinie nicht veran-
kern. Um die Inanspruchnahme von Soziotherapie nicht 
unnötig zu erschweren, sollte es auch anderen als den 
bisher im Entwurf genannten Vertragsärzten ermöglicht 
werden, Soziotherapie zu verordnen, wenn dies auf 
Empfehlung ei eines Psychotherapeuten hin erfolgt. Das 
könnten insbesondere die Ärzte sein, bei denen im 
Rahmen der Psychotherapie ohnehin der Konsiliarbe-
richt angefordert wird. 

§ 4 Ärztliche Verordnung 

Sowohl nationale (http://www.awmf.org/leitlinien.html) 
als auch internationale (http://guidance.nice.org.uk) Leit-
linien empfehlen in der Regel Psychotherapie für die 
Behandlung psychischer Erkrankungen. Dies schließt 
auch diejenigen Erkrankungen ein, bei denen entspre-
chend § 2 Absatz 4 des Beschlussentwurfs regelmäßig 
die Indikation für Soziotherapie gegeben ist. So emp-
fiehlt die S3-Leitlinie/NVL Unipolare Depression3 bei 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                
3 http://www.versorgungsleitlinien.de/themen/depression/pdf/s3_nvl_depression_lang.pdf 

http://www.versorgungsleitlinien.de/themen/depression/pdf/s3_nvl_depression_lang.pdf
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einer akuten schweren Depression mit psychotischen 
Symptomen eine Kombination aus psychopharmakolo-
gischer und psychotherapeutischer Behandlung. Die S3-
Leitlinie Schizophrenie4 empfiehlt, dass kognitive Ver-
haltenstherapie bei medikamentös behandlungsresisten-
ter Schizophrenie, insbesondere bei persistierenden 
psychotischen Symptomen, zur Anwendung kommen 
sollte. Außerdem kann sie zur Verbesserung der Ein-
sicht in die Irrealität psychotischen Erlebens und zur 
Verbesserung der Therapiecompliance eingesetzt wer-
den. Weiterhin sollte sie – zusätzlich zu einer adäquaten 
medikamentösen Therapie – zur Rückfallprophylaxe zur 
Anwendung kommen. Psychotherapeuten werden in der 
Soziotherapie-Richtlinie nicht befugt, Soziotherapie zu 
verordnen bzw. über ihre Anwendung zu entscheiden. 
Die fehlende Nennung von Psychotherapeuten in der 
Richtlinie dürfte den gesetzlichen Rahmenbedingungen 
geschuldet sein. Die Vorschrift des § 73 Absatz 2 Satz 2 
SGB V beschränkt die Befugnisse von Psychotherapeu-
ten im Hinblick auf Verordnungen. Der Entwurf von 
GKV/DKG hat das Problem des fehlenden Einbezugs 
von Psychotherapeuten bereits zum Teil erkannt, aber 
einen aus Sicht der BPtK ungeeigneten Weg gewählt, es 
zu lösen. So heißt es in § 2 Absatz 5 Satz 2 des Ent-
wurfs der GKV/DKG:  

„Soziotherapeutische Leistungen für die Diagnosen F 
07.0, F 07.1 und F 07.2 können insbesondere von einer 
Fachärztin oder einem Facharzt für Neurologie falls er-
forderlich im Zusammenhang mit einer approbierten 
Psychotherapeutin oder einem approbierten Psychothe-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                
4 http://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlinien/038-009k_S3_Schizophrenie_01.pdf 

http://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlinien/038-009k_S3_Schizophrenie_01.pdf
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rapeuten mit abgeschlossener Weiterbildung (ein-
schließlich der neuropsychologischen Zusatzqualifikati-
on) gemäß Anlage I Nr. 19 (Neuropsychologische The-
rapie) § 6 der Richtlinie Methoden vertragsärztliche Ver-
sorgung des G-BA verordnet werden.“ 

Die Formulierung zeigt, dass die psychotherapeutische 
Behandlung – hier in Form der Neuropsychologischen 
Therapie – und die Frage der Soziotherapie eng ver-
bunden sind. Im Beschlussentwurf wird versucht, die-
sem „Zusammenhang“ dadurch Rechnung zu tragen, 
dass die „im Zusammenhang mit“ der Neuropsychologi-
schen Therapie notwendige Soziotherapie von einem 
Facharzt für Neurologie verordnet wird, der aber nicht 
selbst die Neuropsychologische Therapie durchführt. 

Ziel der vorgeschlagenen Formulierung kann nicht sein, 
die Neuropsychologische Therapie in die Verordnung 
miteinzubeziehen, da es sich dabei um eine vertrags-
ärztliche bzw. vertragspsychotherapeutische Leistung 
und nicht um ein Heilmittel handelt. Es geht also wahr-
scheinlich darum, den behandelnden Psychotherapeu-
ten in die Verordnung miteinzubeziehen. 

Eine ausschließlich psychotherapeutische Behandlung 
ist – entsprechend nationaler und internationaler Leitli-
nien – bei einer Vielzahl von Patienten mit psychischen 
Erkrankungen leitlinienkonform. Im Sinne einer leitlini-
engerechten Behandlung sollte es Patienten daher er-
möglicht werden, sich ausschließlich von einem Psycho-
therapeuten behandeln zu lassen und dazu Soziothera-
pie in Anspruch zu nehmen. Einen weiteren Arzt hinzu-
zuziehen allein für die Verordnung der Soziotherapie ist 
für Patienten nicht nachvollziehbar und belastend. Dies 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

gilt zum Beispiel für zwei Erkrankungen, bei denen ent-
sprechend § 2 Absatz 5 des Beschlussentwurfs Sozio-
therapie – wenn auch nur in Einzelfällen – indiziert ist: 
(1) schwere Depression ohne psychotische Symptome 
(F32.2, F33.2) und Zwangsstörungen (F42.1, F42.2). 

Entsprechend der S3-Leitlinie Zwangsstörungen5 soll 
Patienten mit einer Zwangsstörung eine störungsspezifi-
sche kognitive Verhaltenstherapie einschließlich Exposi-
tion und Reaktionsmanagement als Behandlung der 
ersten Wahl angeboten werden. Eine additive psycho-
pharmakologische Behandlung wird hingegen nicht als 
Behandlungsoption erster Wahl beschrieben. Eine allei-
nige psychopharmakologische Behandlung ist nur in 
Ausnahmefällen empfohlen. In den meisten Fällen ist bei 
Patienten mit einer Zwangsstörung entsprechend der  
Leitlinie daher neben dem Psychotherapeuten kein wei-
terer Arzt in die Behandlung involviert. 

Bei der Behandlung akuter schwerer Depressionen wird 
in der S3-Leitlinie/NVL Unipolare Depression6 empfoh-
len, dem Patienten eine Kombination aus Psychothera-
pie und psychopharmakologischer Behandlung anzubie-
ten. Wenn jedoch „ein alleiniges Behandlungsverfahren 
in Betracht gezogen wird, soll bei ambulant behandelba-
ren Patienten mit akuten mittelschweren bis schweren 
depressiven Episoden eine alleinige Psychotherapie 
gleichwertig zu einer alleinigen medikamentösen Thera-
pie angeboten werden“ (S. 126). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                
5 http://www.dgppn.de/fileadmin/user_upload/_medien/download/pdf/kurzversion-leitlinien/S3-Leitlinie_Zwangsst%C3%B6rungen_lang.pdf 
6 http://www.versorgungsleitlinien.de/themen/depression/pdf/s3_nvl_depression_lang.pdf 

http://www.dgppn.de/fileadmin/user_upload/_medien/download/pdf/kurzversion-leitlinien/S3-Leitlinie_Zwangsst%C3%B6rungen_lang.pdf
http://www.versorgungsleitlinien.de/themen/depression/pdf/s3_nvl_depression_lang.pdf
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Die Bundespsychotherapeutenkammer spricht sich dafür 
aus, die Verordnung von Soziotherapie durch Fachärzte 
in Psychiatrischen Institutsambulanzen, sozialpsychiatri-
schen Diensten und Suchtberatungsstellen zu ermögli-
chen. Dazu sollte der Absatz 3 in § 4 der Richtlinie, wie 
von der Patientenvertretung vorgeschlagen, formuliert 
werden: 

(3) Eine Verordnung zur Soziotherapie kann ferner bei 
Vorliegen einer Ermächtigung der Zulassungsausschüs-
se erfolgen durch: 

• psychiatrische Institutsambulanzen nach § 118 
SGB V oder 

• Fachärztinnen und Fachärzte (nach Absatz 2) 
der psychiatrischen Institutsambulanzen, sozial-
psychiatrischer Dienste oder Suchtberatungs-
stellen. 

Außerdem schlägt die BPtK zur Lösung des Problems, 
dass Psychotherapeuten keine Heilmittel verordnen 
dürfen, auf der Ebene der Richtlinie vor, eine Verord-
nung von Soziotherapie durch andere als die bisher im 
Entwurf genannten Fach- und Hausärzte zu ermögli-
chen, wenn und soweit sie damit der Empfehlung eines 
Psychotherapeuten folgen. Dazu sollte in § 4 der Richt-
linie ein neuer Absatz 5 eingefügt werden: 

(5) Andere Vertragsärzte können Soziotherapie insoweit 
verordnen, als sie einer Empfehlung eines Psychothera-
peuten folgen. 

Die bisherigen Absätze 5 und 6 würden dann zu 6 und 
7. 

 

Zustimmung zu Position der PatV bzgl. 
§ 4 Abs. 3 (ermächtigte Ärzte) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag: 

Einfügen eines neuen Absatz 5 in § 4: 

„(5) Andere Vertragsärzte können Sozio-
therapie insoweit verordnen, als sie 
einer Empfehlung eines Psychothera-
peuten folgen.“ 

Die bisherigen Absätze 5 und 6 in § 4 
werden zu 6 und 7 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 12b  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

GKV/KBV/DKG: Vorschlag nicht sachge-
recht; berufsrechtliche und inhaltliche 
Bedenken sprechen dagegen; ggf. sind 
andere Maßnahmen (z.B. Reha) erforder-
lich; wenn jemand Psychotherapie wahr-
nehmen kann, ist Soziotherapie nicht 
erforderlich 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Hierfür kommen insbesondere die Ärzte in Betracht, bei 
denen der Konsiliarbericht eingeholt wurde bzw. wird. 
Dann muss es Patienten nicht mehr zugemutet werden, 
alleine aus Gründen der Verordnung einen weiteren Arzt 
aufzusuchen. Mittelfristiges Ziel sollte es sein, die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen zur Verordnung von 
Soziotherapie weiterzuentwickeln. Das Beispiel Sozio-
therapie verdeutlicht, dass es fachlich notwendig ist, die 
Befugnisse von Psychotherapeuten im Hinblick auf Ver-
ordnungen angemessen zu gestalten. Diese Einschrän-
kung führt dazu, dass die Entscheidung von Patienten 
für eine leitliniengerechte, ausschließlich psychothera-
peutische Behandlung durch den Aufwand eines zusätz-
lichen Arztbesuches vermeidbar erschwert wird. Der 
Gemeinsame Bundesausschuss sollte sich bei Bundes-
regierung und Bundesgesetzgeber dafür einsetzen, die 
für die Versorgung hinderlichen Einschränkungen im 
SGB V aufzuheben. Bis der Gesetzgeber das aufgreift, 
bietet die Verordnung auf Grundlage einer Empfehlung 
eine angemessene Lösung. 

Soziotherapeutische Leistungen sollten außerdem auf-
grund ihrer inhaltlichen Nähe sowohl hinsichtlich der 
Ziele als auch der Inhalte möglichst klar von Leistungen 
zur häuslichen psychiatrischen Krankenpflege abge-
grenzt werden. Da dies auf der Ebene der Richtlinie nur 
schwer zu leisten ist, ist eine Abgrenzung im Einzelfall 
sinnvoll. Die BPtK schlägt deshalb vor, analog zur Häus-
lichen Krankenpflege-Richtlinie (§ 4 Absatz 7 des Be-
schlussentwurfs) einen neuen Absatz in § 4 des Be-
schlussentwurfs zu ergänzen: 

(8) Für denselben Zeitraum ist die Verordnung von 
Maßnahmen der Soziotherapie neben inhaltlich gleichen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag:  

Einfügen eines neuen Absatz 8 in § 4: 

„(8) Für denselben Zeitraum ist die Ver-
ordnung von Maßnahmen der Soziothe-
rapie neben inhaltlich gleichen Leistun-
gen der psychiatrischen Krankenpflege 
ausgeschlossen. Die Verordnung von 
Maßnahmen der psychiatrischen Kran-
kenpflege neben Leistungen der Sozio-
therapie ist für denselben Zeitraum mög-
lich, wenn sich diese Leistungen auf-
grund ihrer spezifischen Zielsetzung 
ergänzen (vgl. hierzu Häusliche Kran-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorschlag entspricht der Regelung in § 4 
Abs. 7 HKP-RL; entsprechend dem Vor-
schlag wird mit einigen Änderungen fol-
gender neuer Absatz 8 in § 4 aufgenom-
men: 

„(8) Für denselben Zeitraum ist die Ver-
ordnung von Maßnahmen der Soziothe-
rapie neben inhaltlich gleichen Leistungen 
der psychiatrischen häuslichen Kranken-
pflege ausgeschlossen. Die Verordnung 
von Maßnahmen der Soziotherapie neben 
den Leistungen der psychiatrischen häus-
lichen Krankenpflege neben Leistungen 
der Soziotherapie ist für denselben Zeit-
raum möglich, wenn sich diese Leistun-
gen aufgrund ihrer spezifischen Zielset-
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Leistungen der psychiatrischen Krankenpflege ausge-
schlossen. Die Verordnung von Maßnahmen der psy-
chiatrischen Krankenpflege neben Leistungen der Sozio-
therapie ist für denselben Zeitraum möglich, wenn sich 
diese Leistungen aufgrund ihrer spezifischen Zielset-
zung ergänzen (vgl. hierzu Häusliche Krankenpflege-
Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses). 
Sowohl im Behandlungsplan der Soziotherapie als auch 
im soziotherapeutischen Betreuungsplan sind die Not-
wendigkeit, die Dauer sowie die Angrenzung der Leis-
tungen zueinander darzulegen. Die Verordnung inhalts-
gleicher Leistungen ist nicht zulässig. 

kenpflege-Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses). Sowohl im Be-
handlungsplan der Soziotherapie als 
auch im soziotherapeutischen Betreu-
ungsplan sind die Notwendigkeit, die 
Dauer sowie die Angrenzung der Leis-
tungen zueinander darzulegen. Die Ver-
ordnung inhaltsgleicher Leistungen ist 
nicht zulässig.“ 

zung ergänzen (vgl. hierzu Häusliche 
Krankenpflege-Richtlinie des Gemeinsa-
men Bundesausschusses). Sowohl im 
soziotherapeutischen Betreuungsplan als 
auch im Behandlungsplan der Soziothe-
rapie psychiatrischen häuslichen Kran-
kenpflegeals auch im soziotherapeuti-
schen Betreuungsplan sind die Notwen-
digkeit, die Dauer sowie die Angrenzung 
der Leistungen zueinander darzulegen. 
Die Verordnung inhaltsgleicher Leistun-
gen ist nicht zulässig.“ 

KBV/PatV: 

Verzicht auf den bisher vorgesehen Ver-
weis auf HKP-Richtlinie in § 1 Abs. 3 Satz 
5; Siehe hierzu unter Nr. 9a 
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F. Stellungnahmen zur Änderung des § 5 ST-RL 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

13a Deutscher 
Paritäti-
scher 
Wohlfahrts-
verband 
Gesamt-
verband 
e.V. 

Zu § 5 Leistungsumfang 

Der Paritätische begrüßt, dass die Begrenzung der So-
ziotherapie auf drei Jahre im Rahmen der gültigen Sozi-
otherapie-Richtlinien auf der Grundlage des BSG Urteils 
vom 20.04.2010 aufgehoben wurde. 

Zustimmung zu § 5 Abs. 1 Satz 4 (Leis-
tung nach Ablauf von 3 Jahren) 

Kenntnisnahme 

13b Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 5 (1) 

Die Diakonie Deutschland hat sich für die Klarstellung, 
dass Soziotherapie bei Vorliegen der Leistungsvoraus-
setzungen nach Ablauf von drei Jahren erneut gewährt 
werden kann, immer wieder und an verschiedenen Stel-
len eingesetzt. Wir begrüßen deswegen den neu aufge-
nommen Passus, der darüber hinaus ergangenen Ge-
richtsurteilen entspricht. 

§ 5 (2) 

Da bei schweren Erkrankungen die Erarbeitung von 
konkreten Zielen und Vorgehensweisen viel Zeit in An-
spruch nehmen kann, sollte in der Richtlinie darauf hin-
gewiesen werden, dass in begründeten Fällen die pro-
batorische Phase zu Beginn der Behandlung verlängert 
werden kann. 

 

 

Zustimmung zu § 5 Abs. 1 Satz 4 (Leis-
tung nach Ablauf von 3 Jahren) 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag zu § 5 Abs. 2: 

Hinweis in ST-RL auf Möglichkeit der 
Verlängerung der probatorischen Phase 
zu Beginn der Behandlung in begründe-
ten Fällen 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 13d 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

13c Aktion Psy-
chisch 
Kranke – 
Vereini-
gung zur 
Reform der 
Versorgung 
psychisch 
Kranker 
e.V. 

§ 5 Abs. 2 

Kommentar: 

Die APK begrüßt die Ausweitung der Möglichkeit von 5 
Probestunden, hält diese Begrenzung jedoch in einigen 
Fällen für zu eng. Für Versicherte mit besonderen Prob-
lemlagen sollten 10 probatorische Stunden ermöglicht 
werden. 

Änderungsvorschlag zu § 5 Abs. 2: 

Für Versicherte mit besonderen Prob-
lemlagen sollten 10 probatorische Stun-
den ermöglicht werden 

Siehe hierzu unter Nr. 13d 

 

13d Bundesar-
beitsge-
meinschaft 
Gemeinde-
psychiatri-
scher Ver-
bünde e.V. 

Zu § 5 Abs. 2 

Die BAG GPV begrüßt die Anhebung der Probestunden 
auf 5 Stunden. Für Versicherte mit besonderen Problem-
lagen und Störungen sollte eine Öffnungsklausel in Aus-
nahmefällen auch 10 probatorische Stunden vorsehen. 

Änderungsvorschlag zu § 5 Abs. 2: 

Für Versicherte mit besonderen Prob-
lemlagen und Störungen sollte eine 
Öffnungsklausel in Ausnahmefällen 
auch 10 probatorische Stunden vorse-
hen 

PatV: würde Erweiterung begrüßen 

GKV/KBV/DKG: keine weiteren Auswei-
tungen, da bereits Ausweitung der Anzahl 
der maximalen Therapieeinheiten zur 
Motivierung von 3 auf 5 (siehe unter Nr. 
12a); derzeitige Regelung entspricht z.B. 
auch dem Umfang der Probatorik in der 
Verhaltenstherapie 

13e Dachver-
band Ge-
meinde-
psychiatrie 
e.V. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie begrüßt, dass 
die Begrenzung der Soziotherapie auf drei Jahre im 
Rahmen der gültigen Soziotherapie-Richtlinie auf der 
Grundlage des BSG Urteils vom 20.04.2010 eine Rege-
lung erfährt. 

Zustimmung zu § 5 Abs. 1 Satz 4 (Leis-
tung nach Ablauf von 3 Jahren) 

 

Kenntnisnahme 

13f Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 

§ 5 Leistungsumfang 

Die Soziotherapie zielt auf einen anhaltenden Behand-
lungserfolg und ist damit in der Regel über einen länge-
ren Zeitraum zu erbringen. Die Betroffenen leiden typi-
scherweise an psychischen Störungen, die einer lang-
fristigen Therapie bedürfen. Vor diesem Hintergrund 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

e.V. wird die Begrenzung des Leistungsumfangs sowie der 
Dauer nach wie vor für rechtlich unzulässig erachtet. In 
diesem Zusammenhang wird auf die parallele Recht-
sprechung im Zusammenhang mit der psychiatrischen 
häuslichen Krankenpflege verwiesen. Hier hat das Sozi-
algericht Düsseldorf bereits Anfang 2006 mit Beschluss 
vom 20.02.2006, S 8 KR 19/06 ER) klargestellt, dass die 
Leistung auch dann verordnet und gewährt werden 
kann, wenn die Richtlinien des G-BA eine zeitliche Be-
schränkung der Verordnung vorsehen. Denn selbst bei 
sachgerechter Auslegung der Richtlinien kann deren 
Anwendung nicht dazu führen, dass eine medizinisch 
notwendige und vom Gesetzgeber vorgesehene medizi-
nische Behandlung begrenzt oder ausgeschlossen wird 
(BSG vom 17.03.2005, B 3 KR 35/04 R). Eine Begren-
zung der Leistung ist nicht legitimiert und daher voll-
ständig abzulehnen. 

Die Einschränkung: „Soweit alle übrigen Leistungsvo-
raussetzungen erfüllt sind“ ist ebenfalls zu streichen. 
Indikation und Therapiefähigkeit sind in § 2 der Richtlinie 
geregelt. § 5 beschreibt dagegen den Leistungsumfang. 
Im Sinne der Richtlinienüberarbeitung müssen auch hier 
Einschränkungen ausgeschlossen werden. Der § 5 Ab-
satz 1 Satz 4 ist deshalb wie folgt zu formulieren: 

„Nach Ablauf von drei Jahren kommt erneut die Gewäh-
rung von Soziotherapie in Betracht, auch wenn dem 
Therapiebedarf unverändert dieselbe Krankheitsursache 
zugrunde liegt.“ 

 

 

§ 5 Absatz 4: „Soziotherapie kann in Absprache von 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag zu § 5 Abs. 1 
Satz 4: 

 „Soweit alle übrigen Leistungsvoraus-
setzungen erfüllt sind kommt nNach 
Ablauf von drei Jahren kommt erneut die 
Gewährung von Soziotherapie in Be-
tracht, auch wenn dem Therapiebedarf 
unverändert dieselbe Krankheitsursache 
zugrunde liegt.“  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Formulierung wird beibehalten, da diese 
zur Klarstellung so erforderlich ist 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Ärztin oder Arzt und soziotherapeutischem Leistungs-
erbringer in besonderen Fällen auch in gruppenthera-
peutischen Maßnahmen erbracht werden.“ Der Begriff 
„soziotherapeutischer Leistungserbringer“ muss definiert 
werden. Hierzu ist eine Festlegung in § 3 (vgl. Ausfüh-
rungen hierzu) zwingend erforderlich. 

 

Änderungsvorschlag zu § 5 Abs. 4 
Satz 2 bzw. § 3: 

Der Begriff „soziotherapeutischer Leis-
tungserbringer“ muss definiert werden 

 

Der Hinweis wird aufgegriffen, indem § 1 
Abs. 1 Satz 2 wie folgt ergänzt wird: 

„2Dazu gehören auch Inhalt und Umfang 
der Zusammenarbeit der verordnenden 
Ärztin oder des verordnenden Arztes mit 
dem Erbringer der soziotherapeutischen 
Leistung (soziotherapeutischer Leistungs-
erbringer).“ 

Siehe hierzu auch unter Nrn. 11a und 16b 
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G. Stellungnahmen zur Änderung des § 6 ST-RL 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

14a Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 6 (2) 

Der Formulierungsvorschlag „plausible Darstellung“ der 
angestrebten Therapieziele bleibt aus unserer Sicht 
nicht nachvollziehbar, da dies selbstverständlich ist. Der 
Vorschlag kann deshalb entfallen. 

Änderungsvorschlag zu § 6 Abs. 2 
(4. Spiegelstrich): 

„• plausible Darstellung der die ange-
strebten Therapieziele und die der hier-
für erforderlichen Teilschritte (Nahziel 
und Fernziel“ 

Keine Änderung erforderlich, weil an die-
ser Stelle eine klare Vorgabe der Darstel-
lung erwünscht ist 

 

Siehe auch nächste Zeile 

14b Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 
e.V. 

§ 6 Vorbereitung, Planung und Erfolgskontrolle 

§ 6 Absatz 2: Der Arzt ist für die Diagnose und Therapie 
zuständig. Damit liegt auch die Erstellung eines Betreu-
ungsplanes in seinem Verantwortungsbereich. Dies ist 
im § 6 Absatz 2 klarstellend festzuhalten. Der bpa 
schlägt daher folgende Formulierung vor: 

„Die Zuständigkeit für die Diagnose und Behandlung 
liegt bei der Ärztin / dem Arzt. Zur Therapie gehört die 
Erstellung eines ärztlichen Betreuungsplanes. Im sozio-
therapeutischen Behandlungsplan müssen enthalten 
sein: (…).“ 

§ 6 Absatz 2, vierter Aufzählungspunkt: „Plausible 
Darstellung“. Das Wort „plausible“ bietet Raum für Inter-
pretationen und führt zu unterschiedlichen Auslegungs-
ansprüchen, weil keine einheitliche Definition vorliegt. Es 
ist daher zu streichen. 

Änderungsvorschlag: 

Ergänzung § 6 Absatz 2 

„(2) Die Zuständigkeit für die Diagnose 
und Behandlung liegt bei der Ärztin / 
dem Arzt. Zur Therapie gehört die Er-
stellung eines ärztlichen Betreuungspla-
nes. Im soziotherapeutischen Behand-
lungsplan müssen enthalten sein: (…).“ 

 

Änderungsvorschlag für § 6 Abs. 2 (4. 
Spiegelstrich): 

„• plausible Darstellung der angestreb-
ten Therapieziele und der hierfür erfor-
derlichen Teilschritte (Nahziel und Fern-
ziel“ 

Aufstellen des Behandlungsplans erfolgt 
vom soziotherapeutischen Leistungser-
bringer mit dem Patienten unter Mitwir-
kung des Arztes; Konkretisierung in der 
Richtlinie nicht erforderlich 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu unter Nr. 14a 
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H. Stellungnahmen zur Änderung des § 7 ST-RL 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

15 Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 7 (2) 

Bei den Ausführungen zur Zusammenarbeit mit dem 
Krankenhaus sollte unseres Erachtens explizit darauf 
hingewiesen werden, dass Soziotherapie auch vergütet 
wird, wenn sich jemand in einem Krankenhaus befindet. 
Uns liegen Aussagen vor, nach denen einzelne Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter von Kassenkassen bei einem 
Krankenhausaufenthalt die Vergütung ablehnen. 

Änderungsvorschlag zu § 7 Abs. 2: 

Aufnahme eines Hinweises, dass Sozio-
therapie auch vergütet wird, wenn sich 
jemand in einem Krankenhaus befindet 

Vergütungsregelungen sind vertraglichen 
Regelungen vorbehalten, daher keine 
Regelung in der Richtlinie vorgesehen; 
bestehende Regelung wird nicht ergänzt 
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J. Stellungnahmen zur Änderung des § 8 ST-RL 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

16a Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 8 (2) 

Die Diakonie Deutschland schlägt an dieser Stelle vor, 
die Abstimmung zwischen Arzt und Leistungserbringer 
statt mindestens jeden zweiten Monat einmal im Quartal 
verbindlich vorzuschreiben. 

Änderungsvorschlag zu § 8 Abs. 2: 

Verbindliche Vorgabe, dass Abstim-
mung zwischen Arzt und Leistungser-
bringer statt „mindestens jeden zweiten 
Monat“ „einmal im Quartal“ stattfindet 

Regelung hat zu keinen Problemen in der 
Praxis geführt und wird daher beibehalten 

16b Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 
e.V. 

§ 8 Zusammenarbeit mit dem soziotherapeutischen 
Leistungserbringer 

Hier gilt das gleiche wie für § 5 Absatz 4 und § 3 Ab-
satz 4: der Begriff „soziotherapeutischer Leistungser-
bringer“ ist zwingend zu definieren. 

Siehe oben zu § 5 Abs. 4 Siehe hierzu unter Nrn. 11a und 13f 
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K. Stellungnahmen zur Änderung des § 9 ST-RL 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

17a Dachver-
band Ge-
meinde-
psychiatrie 
e.V. 

Zu § 9 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie fordert, dass bis 
zu 5 Probestunden ohne Genehmigung der Kranken-
kasse erfolgen können. 

Zustimmung zur Position der PatV 
(5 Probestunden genehmigungsfrei 
usw.) 

Die KBV schließt sich der Position der 
Patientenvertretung an. 

 

17b Deutscher 
Paritäti-
scher 
Wohlfahrts-
verband 
Gesamt-
verband 
e.V. 

Zu § 9 Genehmigung von Soziotherapie 

Der Paritätische unterstützt die Forderung der Patien-
tenvertretung, dass bis zu fünf Probestunden (gem. § 5 
Absatz 2 der Richtlinie) ohne Genehmigung der Kran-
kenkasse erfolgen können. 

Zustimmung zur Position der PatV 
(5 Probestunden genehmigungsfrei 
usw.) 

Die KBV schließt sich der Position der 
Patientenvertretung an. 

 

17c Diakoni-
sches Werk 
der evan-
gelischen 
Kirche in  
Deutsch-
land e.V. 

§ 9 

Hinsichtlich der Genehmigung von Soziotherapie 
schließt sich die Diakonie der Position der KBV an. 

Zustimmung zur Position der KBV (Ge-
nehmigung nur im Einzelfall) 

Die KBV schließt sich der Position der 
Patientenvertretung an. 

 

17d Bundes-
verband 
privater 
Anbieter 
sozialer 
Dienste 

§ 9 Genehmigung von Soziotherapie 

Aus Sicht des Bundesverbandes privater Anbieter sozia-
ler Dienste e.V. sind die Positionen der Patientenvertre-
tung und der KBV zusammenzuführen. Der § 9 muss 
lauten: 

Änderungsvorschlag: 

Zusammenführung der Positionen der 
PatV und der KBV bzgl. § 9 Abs. 1 
Satz 1: 

„Mit Ausnahme der Verordnung nach 

Die KBV schließt sich der Position der 
Patientenvertretung an. 

 

 

 



76 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

e.V. „Mit Ausnahme der Verordnung nach § 4 Abs. 5 (bis zu 
3 Stunden) und nach § 5 Abs. 2 (bis zu 5 Stunden) so-
wie bei Vorliegen der Indikationen nach § 2 Abs. 4 be-
darf jede Verordnung von Soziotherapie der vorherigen 
Genehmigung durch die Krankenkasse.“ 

Im Übrigen muss hier die „Vertrauensschutzregelung“ 
der neuen Bundesrahmenempfehlungen nach § 132 a 
SGB V ergänzt werden: „Die Krankenkasse übernimmt 
bis zur Entscheidung über die Genehmigung die Kosten 
für die von der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt 
verordneten und vom Pflegedienst erbrachten Leistun-
gen entsprechend der Vergütungsvereinbarung nach § 
132a Abs. 2 SGB V, wenn die Verordnung spätestens 
an dem dritten der Ausstellung folgenden Arbeitstag der 
Krankenkasse vorgelegt wird.“, Bundesrahmenempfeh-
lungen vom 10.12.2013, § 2 Abs. 3 (vgl. bisheriger § 9 
Absatz 3). 

§ 9, Absatz 1, 2: Die Streichung des „Musters 27“ be-
deutet offensichtlich, dass es keinen einheitlichen Mus-
tervordruck des Betreuungsplans mehr geben soll. Dies 
wird abgelehnt. Nur durch ein entsprechendes Muster ist 
eine Standardisierung gewährleistet und eine Orientie-
rung und Überprüfung möglich. 

§ 9 Absatz: die Position der KBV wird geteilt. Allerdings 
mit dem Vorbehalt, dass der MDK im Rahmen des § 275 
SGB V beauftragt wird. Aus Sicht des bpa muss der 
Absatz damit lauten: 

„(3) Die Krankenkassen können im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens gemäß § 2 Absatz 5 der Richtli-
nie mit der Prüfung der verordneten Maßnahmen der 
Soziotherapie den Medizinischen Dienst der Kranken-

§ 4 Absatz 5 und 6 (bis zu 3 Stunden) 
sowie und nach § 5 Absatz 2 (bis zu 5 
Stunden) sowie bei Vorliegen der Indika-
tionen nach § 2 Abs. 4 bedarf jede Ver-
ordnung von Soziotherapie der vorheri-
gen Genehmigung durch die Kranken-
kasse der oder des Versicherten.“ 

Änderungsvorschlag: 

Als neuen Satz 2 in § 9 Abs. 1 nach 
Satz 1 einfügen: 

 „Die Krankenkasse übernimmt bis zur 
Entscheidung über die Genehmigung 
die Kosten für die von der Vertragsärztin 
oder dem Vertragsarzt verordneten und 
vom Pflegedienst erbrachten Leistungen 
entsprechend der Vergütungsvereinba-
rung nach § 132a Abs. 2 SGB V, wenn 
die Verordnung spätestens an dem drit-
ten der Ausstellung folgenden Arbeitstag 
der Krankenkasse vorgelegt wird.“ 

Änderungsvorschlag zu § 9 Abs. 1 
Satz 2 (bzw. neu Satz 3): 

keine Streichung des „Musters 27“ 

Grundsätzlich Zustimmung zur Position 
der KBV bzgl. § 9 Abs. 3 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bisherige Verortung in § 9 Abs. 3 soll 
beibehalten werden 

 

 

 

 

 

Der Vorschlag wird aufgegriffen, indem 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 wie folgt geändert 
werden: 

„2Dazu ist der soziotherapeutische Be-
treuungsplan gemäß Muster 27 dem ent-
sprechenden Vordruck vorzulegen. 
3Wurden Probestunden verordnet, ist bei 
der ggf. folgenden Verordnung von Sozio-
therapie der soziotherapeutische Betreu-
ungsplan gemäß Muster 27 dem entspre-
chenden Vordruck zusammen mit der 
Verordnung für die Probestunden vorzu-
legen.“ 

 



 

 77 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / Änderungsvor-
schlag 

Würdigung der Stellungnahme  

kassen beauftragen. Hierfür ist ein Prüfauftrag gemäß 
§ 275 SGB V erforderlich.“ 

§ 9 Absatz 2, 2: Ergänzende Angaben zum Betreu-
ungsplan sind nicht vom soziotherapeutischen Leis-
tungserbringer an den MDK zu übermitteln, sondern 
vom Arzt. Dieser ist für die Diagnose und die Maßnah-
men usw. zuständig (siehe hierzu die geforderte Klar-
stellung in § 6 Absatz 2). 

 

 

Änderungsvorschlag zu § 9 Abs. 3: 

„(3) Die Krankenkassen können im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
gemäß § 2 Absatz 5 der Richtlinie mit 
der Prüfung der verordneten Maßnah-
men der Soziotherapie den Medizini-
schen Dienst der Krankenkassen beauf-
tragen. Hierfür ist ein Prüfauftrag gemäß 
§ 275 SGB V erforderlich.“ 

Änderungsvorschlag § 9 Abs. 2 
Satz 2: 

„2Falls erforderlich, sind dem Medizini-
schen Dienst von der Vertragsärztin 
oder vom Vertragsarzt soziotherapeuti-
schen Leistungserbringer ergänzende 
Angaben zum Betreuungsplan gemäß 
§ 6 Absatz 2 zu übermitteln.“ 

Ergänzungsvorschlag ergibt sich bereits 
aus Gesetz; daher Änderung nicht erfor-
derlich 

 

 

 

 

 

Bisheriges Verfahren hat sich bewährt, 
daher keine Änderung 
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L. Stellungnahmen der nicht stellungnahmeberechtigten Organisationen 

Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / 
Änderungsvorschlag 

Würdigung der Stellungnahme  

18a Deutsche 
Gesell-
schaft für 
Verhaltens-
therapie 
e.V. 
(DGVT) 

Der Beginn der Tragödie liegt schon einige Jahre zurück. Mit dem GKV-
Gesundheitsreformgesetz vom 1.1.2000 wurde ambulante Soziotherapie als 
eine GKV-Leistung eingeführt. Die damit definierten längerfristigen Betreu-
ungsleistungen für schwer psychisch kranke Menschen sollten dazu beitragen, 
dass ihnen trotz erheblicher Fähigkeitseinschränkungen ein Leben im norma-
len Umfeld und insbesondere die Inanspruchnahme notwendiger ärztlicher 
Behandlungen möglich ist. Auf diese Weise sollten u.a. sog. Drehtüreffekte, 
d.h. häufige stationäre psychiatrische Wiederaufnahmen aufgrund von unzu-
reichender ambulanter Unterstützung im Anschluss an einen Psychiatrie-
Aufenthalt, vermieden werden. Gemäß des gesetzlichen Auftrags wurde das 
Nähere über Ziele und Inhalte der Soziotherapie sodann in der Soziotherapie-
richtlinie des damaligen Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen 
(jetzt: Gemeinsamer Bundesausschuss/GBA) festgelegt. Die Anforderungen 
an die Leistungserbringer von Soziotherapie wurden in den Gemeinsamen 
Empfehlungen der Spitzenverbände der Krankenkassen gemäß § 132b Abs. 2 
SGB V zu den Anforderungen an die Leistungserbringer für Soziotherapie in 
der Fassung vom 29.11.2001 geregelt7. 

Sehr rasch wurde allerdings deutlich, dass die Soziotherapie, trotz der hohen 
Erwartungen und des offensichtlich bestehenden Bedarfs, nur sehr selten und 
unzureichend in Anspruch genommen wurde. Rössler und Melchinger (2012) 
schreiben dazu: "Das Scheitern der Soziotherapie war durch zwei Bedingun-
gen vorprogrammiert: durch unrealistisch hohe Ansprüche an die Qualifikati-

 Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                
7 Die Leistungserbringer müssen danach Fachkrankenpflegekräfte für Psychiatrie oder Sozialarbeiter/innen mit jeweils mehrjähriger Erfahrung in der Psychiatrie 
sein, davon ein Jahr in einer Psychiatrischen Klinik mit Versorgungsverpflichtung und ein Jahr in einem ambulanten sozialpsychiatrischen Dienst. Sie müssen 
zudem umfangreiche Kenntnisse in der Psychiatrie nachweisen und ferner spätestens ein Jahr nach Zulassung ganztags in der Soziotherapie tätig sein. Durch 
den Wegfall von§ 132b Abs. 2 SGB V mit dem GKV-WSG vom 26.3.2007 ist die Grundlage für diese Festlegung entfallen. Seitdem sind die Krankenkassen ver-
pflichtet und ermächtigt, mit "geeigneten Personen oder Einrichtungen" Verträge über die Versorgung mit Soziotherapie zu schließen .... 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / 
Änderungsvorschlag 

Würdigung der Stellungnahme  

ons- und Erfahrungsprofile der zuzulassenden Leistungserbringer und durch 
prohibitiv niedrige Vergütungssätze" (a.a.O, S. 1 07). Doch obwohl diese Prob-
leme für Insider schon bei der Veröffentlichung der Soziotherapierichtlinie und 
der Empfehlungen der Spitzenverbände auf der Hand lagen, hat der Gemein-
same Bundesausschuss am 16.5.2006 zunächst eine Untersuchung über die 
möglichen Gründe für die geringe Inanspruchnahme der ambulanten Soziothe-
rapie in Auftrag gegeben. Dieses Vorgehen wurde häufig als Verzögerungstak-
tik beschrieben, hat aber immerhin einen quasi amtlichen Überblick über die 
völlig inakzeptable Umsetzung des gesetzgeberischen Auftrags gebracht. Der 
von der Geschäftsstelle des Gemeinsamen Bundesausschusses erstellte Be-
richt über die umfassende Befragung bei allen soziotherapeutischen Leis-
tungserbringern und allen verordnungsermächtigten Fachärzten wurde auf 
jeden Fall schon sehr bald, nämlich im Januar 2008, vorgelegt. Er enthält diffe-
renzierte Beschreibungen der Problemlage und Hinweise auf mögliche Grün-
de. U.a. zeigt der Bericht, dass sechs Jahre nach ln-Kraft-Treten der Soziothe-
rapierichtlinie in mehreren Bundesländern kein oder fast kein soziotherapeuti-
scher Leistungserbringer tätig ist (Brandenburg, Saarland und Sachsen-Anhalt 
je 0; Hamburg u. Mecklenburg-Vorpommern je 1) und dass über 60 Prozent 
der Hausärzte angeben, dass sie nicht einmal wissen, dass sie ermächtigt 
sind, soziotherapeutische Motivierungsgespräche zu verordnen. 

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung stellte im Jahr 2009 fest, dass die 
Gesetzliche Krankenversicherung im Jahr 2008 rund 3,4 Mio. Euro für Sozio-
therapie aufgewendet habe. Dies entspreche einem Anteil von 0,002% der 
gesamten GKV-Ausgaben. 

Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe der Gesundheitsministerien der Bundeslän-
der und des Bundes sieht im Jahr 2010 als vorrangigen Grund für den gerin-
gen Umsetzungsgrad der Soziotherapie die unzureichende Leistungsvergü-
tung, die je nach Bundesland zwischen 24 und 42 Euro schwanke und in kei-
nem angemessenen Verhältnis zur geforderten Qualifikation des Leistungser-
bringers (Sozialpädagogen, Sozialarbeiter oder Fachkrankenpfleger für Psy-
chiatrie mit jeweils 3-jähriger Berufserfahrung in einer Fachklinik) stehe. Als 
weiterer Grund wird auf die geringe Zahl der Ärzte verwiesen, die Soziothera-
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / 
Änderungsvorschlag 

Würdigung der Stellungnahme  

pie (aufgrund von Unkenntnis oder aufgrund der Umständlichkeit des Verord-
nungsverfahrens) verordnen. 

Nach Vorlage der erwähnten Untersuchung der Geschäftsstelle des GBA dau-
erte es noch einmal vier Jahre, bis Mitte 2012 (auf Antrag der Patientenvertre-
ter!) im Gemeinsamen Bundesausschuss (AG Soziotherapie-PHKP) die Bera-
tungen über die Neufassung der Soziotherapierichtlinie wieder aufgenommen 
wurden. Nach einer Expertenanhörung im Jahr 2013 liegt nun ein Entwurf ei-
ner Neufassung vor. Hierzu läuft aktuell ein schriftliches Stellungnahmeverfah-
ren. 

Die Deutsche Gesellschaft für Verhaltenstherapie hält die Überarbeitung der 
Soziotherapierichtlinie für überfällig und unterstützt die Neufassung mit Nach-
druck. 

Viele Veränderungen stellen allein redaktionelle Verbesserungen und Festle-
gungen dar, die sich als Konsequenz von Gerichturteilen als unvermeidlich 
ergeben haben. Beispielsweise wird Soziotherapie jetzt über einen Zeitraum 
von drei Jahren hinaus möglich. Aber es werden auch weitergehende Verän-
derungen vorgesehen, wie beispielsweise die Öffnung des Indikationsspekt-
rums für Patienten mit schweren, weiteren Diagnosen (nicht nur Patienten mit 
schizophrenen Störungen). Andere Veränderungen sind offenbar noch umstrit-
ten zwischen den Fraktionen im GBA, etwa die Ausweitung der Verordnungs-
befugnis auf Ärzte in Psychiatrischen Institutsambulanzen und in sozialpsychi-
atrischen Diensten. 

Aus Sicht der DGVT wird die Überarbeitung der Soziotherapierichtlinie aber 
nur dann zu einer verbesserten Inanspruchnahme führen, wenn weitere Ver-
änderungen in Angriff genommen werden: Eine deutlich verbesserte Vergü-
tung für die Leistungserbringer und Erleichterungen in der rigiden Zulassungs-
praxis durch die Krankenkassen. Die Zulassungen für soziotherapeutische 
Leistungserbringer orientieren sich bislang noch weitgehend an einem Kriteri-
enkatalog des GKV-Spitzenverbandes, der bereits seit sechs Jahren aufgrund 
gesetzlicher Änderungen nicht mehr in Kraft ist und demzufolge nicht mehr 
angewandt werden soll. Hier ist der GKV-Spitzenverband in der Pflicht darauf 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / 
Änderungsvorschlag 

Würdigung der Stellungnahme  

hinzuweisen, dass vor dem Hintergrund des regionalen Bedarfs geeignete 
Anbieter zuzulassen sind und dass dafür praktikable Regelungen gefunden 
werden müssen. Schließlich ist die Ausweitung der verordnungsfähigen Ärzte 
auf psychotherapeutisch tätige Ärzte, auf Ärzte in Sozialpsychiatrischen Ambu-
lanzen und Diensten und auch auf Psychologische PsychotherapeutInnen und 
Psychotherapeuten notwendig, damit die Soziotherapie tatsächlich eine zu-
sätzliche Behandlungsoption für schwer psychisch kranke Menschen darstellt, 
die auch von den Therapeuten/ Ärzten indiziert und von den Betroffenen in 
Anspruch genommen wird. 

Dass es möglich ist, Soziotherapie wirklich flächendeckend anzubieten und sie 
auch in erheblichem Umfang in Anspruch genommen wird, zeigt das Beispiel 
Rheinland-Pfalz. Hier haben, guter Wille bei den regionalen Krankenkassen 
vorausgesetzt, die Spitzenverbände der Wohlfahrtsbände bereits im Jahr 2002 
mit den Krankenkassen-Landesverbänden eine Rahmenvereinbarung ge-
schlossen, auf deren Grundlage inzwischen eine große Zahl an soziotherapeu-
tischen Leistungserbringern zur Zufriedenheit der Beteiligten tätig ist. 

Da nach nunmehr zehn weiteren Jahren bislang erst in Baden-Württemberg 
und im Saarland einigermaßen vergleichbare Regelungen etabliert wurden, 
zeigt sich, dass der Gesetzgeber aktiv werden muss. Neben dem allgemeinen 
Auftrag (im SGB V) zur Ermöglichung von Soziotherapie an die Krankenkas-
sen und den GBA muss er auch deutlichere Forderungen und Standards vor-
geben- die sog. gemeinsame Selbstverwaltung (in der die Soziotherapeuten 
weder Sitz noch Stimme haben) ist offenbar nicht willens und nicht in der Lage, 
für eine flächendeckende Versorgung von schwer psychisch kranken Men-
schen in Deutschland zu sorgen. 

18b Deutsche 
Gesell-
schaft für 
Psychiatrie 
und Psy-
chothera-

Die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik 
und Nervenheilkunde (DGPPN) möchte im Folgenden gemeinsam mit den 
Berufsverbänden BVDN und BVDP aus medizinisch-wissenschaftlicher Sicht 
zur Neufassung der Soziotherapie-Richtlinien Stellung nehmen, nachdem die 
Bundesärztekammer von einer eigenen Stellungnahme abgesehen hat. 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / 
Änderungsvorschlag 

Würdigung der Stellungnahme  

pie, Psy-
chosomatik 
und Ner-
venheil-
kunde 
(DGPPN) 

Hintergrund: 

Schwer psychisch Kranke sind häufig nicht in der Lage, Leistungen, auf die sie 
Anspruch haben, selbständig in Anspruch zu nehmen. Soziotherapie nach § 37 
a SGB V soll ihnen die Inanspruchnahme ärztlicher und ärztlich verordneter 
Leistungen ermöglichen. Sie soll Patienten durch Motivierungsarbeit und struk-
turierte Trainingsmaßnahmen helfen, psychosoziale Defizite abzubauen; Pati-
enten sollen in die Lage versetzt werden, die erforderlichen Leistungen zu 
akzeptieren und selbständig in Anspruch zu nehmen. Soziotherapie ist koordi-
nierende und begleitende Unterstützung und Handlungsanleitung für schwer 
psychisch Kranke auf der Grundlage von definierten Therapiezielen. Dabei 
kann es sich auch um Teilziele handeln, die schrittweise erreicht werden sol-
len. Um das Ziel der Soziotherapie erreichen zu können, soll die Patientin oder 
der Patient über das hierzu notwendige Mindestmaß an Belastbarkeit, Moti-
vierbarkeit und Kommunikationsfähigkeit verfügen und in der Lage sein, einfa-
che Absprachen einzuhalten. Dies ist nicht gegeben, wenn keine langfristige 
Verminderung von Fähigkeitsstörungen und kein längerfristig anhaltendes 
Erreichen der soziotherapeutischen Therapieziele zu erwarten ist. 

Verordnung von Soziotherapie: 

Soziotherapie kann verordnet werden, wenn dadurch Krankenhausbehandlung 
vermieden oder verkürzt wird oder wenn diese geboten, aber nicht ausführbar 
ist. Sie kommt auch in Betracht, wenn bisher kein stationärer Aufenthalt statt-
gefunden hat. 

Der Regelfall umfasst schwere psychische Erkrankungen aus den Bereichen 
des schizophrenen Formenkreises (ICD-10-Nrn.: F 20.0- 20.6 (Schizophrenie), 
21 (schizotype Störung), 22 (anhaltende wahnhafte Störung), 24 (induzierte 
wahnhafte Störung) und 25 (schizoaffektive Störung)) und der affektiven Stö-
rungen (ICD-10-Nrn.: F 31.5 (gegenwärtig schwere depressive Episode mit 
psychotischen Symptomen im Rahmen einer bipolaren affektiven Störung), 
32.3 (schwere depressive Episode mit psychotischen Symptomen) und 33.3 
(gegenwärtig schwere depressive Episode mit psychotischen Symptomen im 
Rahmen einer rezividierenden depressiven Störung). 
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Lfd. 
Nr. 

Stellung-
nehmende 
Organi-
sation 

Inhalt der Stellungnahme Zusammenfassung / 
Änderungsvorschlag 

Würdigung der Stellungnahme  

Hier sprechen sich die Verbände für eine vereinfachte, bürokratieärmere 
Verordnungsweise als bisher aus, um die flächendeckende Etablierung 
von Soziotherapie zu erleichtern. 

Weitere Diagnosen aus dem Bereich F00 bis F99 können eine ärztliche Ver-
ordnung von Soziotherapie dann begründen, wenn beim Versicherten ein 
GAF-Wert < 40 vorliegt und wenn aufgrund der Gesamtsituation und nach 
Einschätzung der verordnenden Fachärztin / des verordnenden Facharztes 
sich eine medizinische Erforderlichkeit insbesondere aufgrund der nachfolgend 
genannten Kriterien ergibt: 

• Co-Morbiditäten (z. B. psychiatrische wie z.B. Persönlichkeits-
Störungen oder Suchterkrankungen und /oder somatische wie z.B. 
Mobilitätseinschränkungen oder chronische Schmerzerkrankungen) 

• stark eingeschränkte Fähigkeit zur Planung und Strukturierung von All-
tagsaufgaben, 

• eingeschränkte Fähigkeit zur Selbstversorgung und 
• eingeschränkte Wegefähigkeit 

Angeregt wird vereinfach-
te, bürokratieärmere Ver-
ordnungsweise als bisher 

 

 

 

 

 

Sehr unkonkreter Vorschlag, 
Kenntnisnahme; kein Änderungs-
bedarf 

 

Siehe hierzu unter Nr. 10a und 
10c 
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6.4 Mündliche Stellungnahmen 

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgege-
ben haben sowie nicht auf eine Anhörung verzichtet haben, sind fristgerecht zur Anhörung 
am 3. Dezember 2014 eingeladen worden.  

Teilnehmer der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten 
Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratun-
gen im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 
1.  Kapitels 5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell 
beeinflussen. Inhalt und Umfang der Offenlegungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel 
Anlage I, Formblatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de).  

Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhörung vom 3. Dezember 2014 aufgeführt und de-
ren potenziellen Interessenkonflikte zusammenfassend dargestellt. Alle Informationen beru-
hen auf Selbstangabe der einzelnen Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und 
sind im Anschluss an diese Zusammenfassung aufgeführt. 

 
Organisation/ 
Institution 

Anrede / Titel / Na-
me  

Frage 

1 2 3 4 5 6 

Dachverband 
Gemeindepsychi-
atrie e.V. 

Frau Petra Godel-
Ehrhardt 

nein nein nein nein nein nein 

Frau Alicia Na-
varro Urena 

nein nein nein nein nein nein 

Bundespsychothe-
rapeutenkammer 
(BPtK) 

Herr Prof. Dr. Rai-
ner Richter 

ja nein ja nein nein nein 

Frau Dr. Theresa 
Unger nein nein nein nein nein nein 

Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

Frau Dr. Leonie 
Mallmann (nicht 
anwesend) 

      

Der Paritätische 
Gesamtverband 
e.V. 

Frau Claudia Zinke nein nein nein nein nein nein 

Deutscher Ver-
band der Ergo-
therapeuten e. V. 
(DVE) 

Herr Reimund 
Klier 

ja nein nein nein nein nein 

Herr Andreas 
Pfeiffer 

nein nein nein nein nein nein 

Diakonie Deutsch-
land e.V. - Evan-
gelischer Bundes-
verband 

Frau Dr. Katharina 
Ratzke 

nein nein nein nein nein nein 
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Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ange-
stellt bei einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesund-
heitswesen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von 
Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband? 

Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
ein Unternehmen, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, ins-
besondere ein pharmazeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder 
einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten? 

Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt 
von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswe-
sen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizin-
produkten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stel-
lungnahmen oder Artikel? 

Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig 
sind, genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungs-
gruppe etc.), für die Sie tätig sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb 
des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer Institu-
tion oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeu-
tischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Inte-
ressenverband finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, andere wissenschaftliche 
Leistungen oder Patentanmeldungen erhalten? 

Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig 
sind, genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungs-
gruppe etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre 
davor sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unter-
stützung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Übernahme von Reisekosten oder Teil-
nahmegebühren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, 
einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere von 
einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem 
industriellen Interessenverband? 

Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens 
oder einer anderweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unterneh-
men oder einem Hersteller von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchen-
fonds“, der auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausge-
richtet ist? 

 

Der Inhalt der mündlichen Stellungnahme wurde in einem stenografischen Wortprotokoll 
festgehalten und in fachlicher Diskussion im Unterausschuss Veranlasste Leistungen gewür-
digt. Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine über die schrift-
lich abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der Anhörung vorgetragen 
wurden. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnahmen 
(siehe 1. Kapitel § 13 Abs. 3 Satz 4 VerfO). 
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1. Beschluss zur Einleitung eines Stellungnahmeverfahrens nach § 91 Abs. 5 sowie 
§ 92 Abs. 7c SGB V 
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2. Schreiben an die zur Stellungnahme berechtigten Organisationen nach § 91 Abs. 5 
SGB V 
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Verteiler 

Maßgebliche Organisationen der Leistungserbringer der Soziotherapieversorgung 
gemäß § 92 Abs. 7c SGB V für Stellungnahmeverfahren vor abschließenden 
Entscheidungen zu den Soziotherapie-Richtlinien 

• Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 

• Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e.V. 

• Diakonisches Werk der evangelischen Kirche in Deutschland e.V. 

• Deutscher Verband der Ergotherapeuten e.V. 

• Aktion Psychisch Kranke - Vereinigung zur Reform der Versorgung psychisch 
Kranker e.V. 

• Bundesarbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrischer Verbünde e.V. 

• Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 

• Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e.V. 

• Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. 
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3. Beschlussentwurf zur Neufassung der Soziotherapie-Richtlinie 
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4. Erläuterungen (Tragende Gründe) für Stellungnahmeberechtigte 
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5. Eingegangene Stellungnahmen 
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6. Schreiben der Bundesärztekammer zum Verzicht auf Abgabe einer schriftlichen 
und mündlichen Stellungnahme 
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7. Wortprotokoll der mündlichen Anhörung 
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